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Europa baut die Grenzen wieder 
auf. Zäune werden errichtet, Sta-
cheldraht wird gezogen, selbst vom 
Schießbefehl an deutschen Gren-
zen war schon die Rede. Es geht 
ums Sichern und Bewahren des 
Eigenen. Gemeint sind damit meist 
die eigene Kultur und die eigenen 
Werte, auch wenn es seltsam er-
scheint, mit Stacheldraht und Mau-
ern Werte wie Freiheit oder Tole-
ranz verteidigen zu wollen.

Aber auch innerhalb  Deutschlands 
entstehen neue Grenzen. Auch in 
Fulda. Menschen werden in Con-
tainern, Baumärkten und abgele-
genen Ortschaften ohne Verkehr-
sanbindung untergebracht, vom 
Rest der Gesellschaft durch Zäune 
getrennt, von Sicherheitsdiensten 
bewacht. Und dann gibt es noch die 
Grenzen zwischen einzelnen. Zwi-
schen Syrern und Afghanen zum 
Beispiel, oder zwischen BürgerIn-
nen, die sich praktisch und emotio-
nal um die Geflüchteten kümmern 
und BürgerInnen, die „Deutschland 
den Deutschen“ rufen oder Unter-
künfte anzünden. 
Was, wenn diese äußeren Grenzen 
das Abbild unseres inneren Zustan-
des sind? Eines Zustandes, den wir 
uns so sehr zu Eigen gemacht ha-
ben, dass wir ihn gar nicht mehr be-
fremdlich finden. 
Ein Getrennt-Sein vom Nächsten, 
von der Gesellschaft, aber auch von 

der eigenen Wirksamkeit und der 
eigenen Verantwortlichkeit. Ein Zu-
stand, der begleitet wird von Gefüh-
len wie  Angst, Neid und Ohnmacht 
und von Gedanken wie „Alles soll so 
bleiben, wie es ist.“, „Das steht mir 
zu.“ und „Was hab ich damit zu tun?“. 
Und alles, was uns an diesen Gedan-
ken zweifeln lassen könnte, halten 
wir raus aus unserer kleinen Welt.
 
Das geht aber leider nicht mehr. 
Denn wir wissen zu viel. Wir wollen 
es nicht wahr haben, aber eigentlich 
wissen wir, dass unser eigenes Ver-
halten und die Duldung des Verhal-
tens von Politik und Wirtschaft auf 
einer größeren Ebene sehr wohl 
auch etwas mit der Flüchtlingssitu-
ation zu tun haben. 

Was wäre also, wenn wir mutig und 
ehrlich wären und unsere inneren 
Grenzen durchlässig machten?

Lassen wir durch unsere innere 
Mauer zum Beispiel einmal die Er-
kenntnis durch, dass unser Wohl-
stand, um den wir jetzt so fürchten, 
nicht nur von uns allein erarbeitet 
wird.

Denn wir wissen doch, dass wir Ge-
schäfte machen mit totalitären Re-
gimen und unsere Wirtschaft von 
Waffenexporten profitiert; dass 
wir Handelsabkommen schließen, 
die Bauern in den armen Ländern 

die Existenz kosten. Wir beseitigen 
unseren giftigen Wohlstandsmüll 
in anderen Ländern und lassen dort 
Dinge produzieren, deren Her-
stellung schädlich für Mensch und 
Natur ist. Wir fischen die regiona-
len Meere woanders leer, tragen 
T-Shirts und haben Smartphones, 
in denen Sklavenarbeit steckt, und 
wir wissen es. Wir tolerieren ein 
Finanzsystem, das mit Lebensmit-
teln und Hunger Profit macht. Wir 
wissen es und schließen tatsächlich 
dennoch die Tür. Wir tun so, als ob 
das mit unserem friedlichen Leben 
in der schönen Rhön nichts zu tun 
hätte. Hat es aber. Dadurch, dass 
wir wissen und die Mauern schlie-
ßen machen wir uns zu einer unmo-
ralischen Gesellschaft auf die man 
nicht stolz sein kann und über die 
zukünftige Generationen den Kopf 
schütteln werden.

Was wir also wirklich beschützen 
müssen, ist unsere Fähigkeit, nicht 
nur an uns selbst zu denken. Dafür 
braucht es keinen Zaun und keine 
Mauer an unseren Landesgrenzen. 
Dafür braucht es den Mut und die 
Gelegenheit, direkt miteinander zu 
sprechen und aus der abstrakten 
Zahl von Flüchtlingen einzelne Mit-
menschen zu machen, die genauso 
lustig oder doof sind wie wir selbst. 
Und das geht nur auf eine einzige 
Art: Man muss sich anschauen, hin-
gehen, einladen, die Hand geben, 

sich austauschen, neugierig sein, 
andere Sichtweisen kennenlernen 
und die eigenen hinterfragen, ohne 
das eigene zu verkaufen. 

Nehmen wir also Blickkontakt auf, 
auf der Straße, im Bus, im Warte-
zimmer, im Café. 

Besuchen wir die Menschen in den 
Sammelunterkünften, trinken wir 
Tee mit ihnen, helfen wir ihnen beim 
Deutschlernen, spielen wir Fußball 
mit den Kindern oder zeigen wir ih-
nen die Stadt.

Lassen wir sie zwischen uns woh-
nen, neben uns oder sogar bei uns.
Machen wir keinen Bogen um den 
Container, machen wir die Tür auf, 
gehen wir hinein und halten wir aus, 
was wir hören und sehen. Schau-
en wir hinter die Fassaden unserer 
Glitzerwelt.

Machen wir unsere inneren Gren-
zen durchlässig für das, was diese 
Menschen erlebt haben und was sie 
sich vom Leben erhoffen, und wir 
werden uns selbst darin erkennen. 

Grenzen, Mauern und Zäune funkti-
onieren immer in zwei Richtungen. 
Sie sperren aus, sie sperren aber 
auch ein.  

Lassen wir dieses Land und unser 
Denken nicht eng und klein werden.

Macht hoch die Tür...!
Liebe Leserin, 
Lieber Leser,

Es hat ein wenig gedauert mit Ausgabe 
Nummer 7 der AGORA. Der Sommer, 
das Heimatfest, die Flüchtlinge, der 
Terror, und dann kommt Weihnachten 
immer so plötzlich. Dafür hat sie dies-
mal  auch sage und schreibe (!) 14 Sei-
ten, die letzte Ausgabe des Jahres. Wir 
freuen uns besonders über die zahlrei-
chen Gastbeiträge und hoffen, Ihnen 
hier und da wieder ein wenig den Blick 
über den Tellerrand zu eröffnen. Wie 
Sie feststellen werden, ist dieses Mal 
der Gesellschaftsteil besonders um-
fangreich geworden – vielleicht, weil 
es in diesen Tagen so besonders darauf 
ankommt, wie wir uns als Gesellschaft 
orientieren und was „Zusammenle-
ben“ konkret für uns bedeutet.
Lassen Sie sich nicht erschrecken von 
manchem langen Text. Die AGORA 
muss nicht an einem Tag gelesen sein. 
Die dunklen Tage eignen sich gut, die 
AGORA immer mal wieder hervor zu 
holen und sich in Ruhe eine eigene 
Meinung zu bilden. Dazu eine Tasse 
Tee, ein regionales Bier oder ein Glas 
Wein und das eine oder andere gute 
Gespräch. In diesem Sinne wünschen 
wir eine anregende Lektüre und einen 
guten Übergang vom Alten ins Neue. 
P.S.: Wenn Sie auch in 2016 wieder 
von uns hören wollen, scheuen Sie sich 
nicht, uns mit einem Soli-Abo (s. letzte 
Seite) zu unterstützen. Nach wie vor ist 
die AGORA ein selbstfinanziertes Pro-
jekt, das von der Beteiligung von Ihnen 
allen lebt.

Die Redaktion

Nicht in meinem Namen

Was haben das Ron Paul Institute, 
Steven Hawking, der Papst und wir 
gemeinsam?

Wir halten eine aggressive Ant-
wort auf die bestialischen Taten 
von Paris für eine schlechte Idee.  
Die Hälfte der Deutschen, die ge-
nauso denkt und gegen eine mili-
tärische Beteiligung der Bundes-
wehr in Syrien sind, wurde bei der 
Entscheidung des Bundestages 
leider nicht gefragt.

14 Jahre Kampf gegen den Terror 
der USA, Briten, Austrailer im Irak, 
in Afghanistan, in Libyen haben 
genau was gebracht? Gar nichts. 
Obwohl doch – diese Art der „Ter-
rorbekämpfung“ hat bis auf den 
letzten Stein zerstörte Regionen, 
Tausende zivile Opfer und unre-
gierte Territorien gebracht und 
uns letztlich den IS beschert, vie-
len Dank auch.

Krieg zu führen bringt nur eine Sa-
che: weitere  Anreize für Wahnsin-
nige sich in die Luft zu sprengen.

Nicht in unserem Namen!
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Die von der Stadt Fulda und der 
Hochschule Fulda gemeinsam 
durchgeführte Veranstaltungs-
reihe Fuldaer Zukunftssalon holt 
hochkarätige Referenten zu fun-
dierten Vorträgen in den Fürs-
tensaal, um mit ihnen und unterei-
nander ins Gespräch zu kommen. 
Hier bietet sich eine sehr gute 
Möglichkeit, an den grundlegenden 
und auch an den neuesten Erkennt-
nissen aus Forschung und Wissen-
schaft der jeweiligen Fachbereiche 
der Vortragenden teil zu haben.

Jetzt gelang es den Veranstaltern, 
den bundesweit renommierten 
Migrationsforscher Dr. Klaus J. 
Bade aus Berlin mit  seinem Vortrag 
„Die ‚Flüchtlingskrise‘: Einschät-
zungen, Fehleinschätzungen und 
Handlungsperspektiven“ für den 
Zukunftssalon gewinnen. Mehrere 
Hundert Zuschauer im gutbesuch-
ten Fürstensaal ließen sich sowohl 
durch seinen kurzweiligen und mit-
reißenden Vortragsstiel als auch für 
seine grundlegenden Aussagen und 
Impulse zum Thema begeistern.  
Den Veranstaltern kann man für 
die Wahl dieses ‚Am Puls der Zeit‘ 
liegenden Themas und für die Ver-
pflichtung dieses bundesweit aner-
kannten und renommierten Refe-
renten nur gratulieren. Schon seine 
im besten Sinn des Wortes radikale 
Feststellung „Wir haben eigentlich 
keine Flüchtlingskrise, wir haben 
eine Weltkrise“ ließ die Zuschauer 
aufhorchen. Seine prägnanten und 
klaren Aussagen zur derzeitigen 
Flüchtlingspolitik und den damit 
einhergehenden Verwerfungen, 
Versäumnissen und Problemen lie-
ßen manchem Besucher den Atem 
stocken.
Mit der ausdrücklichen Erlaubnis 
von Dr. Klaus J. Bade dokumentiert 
die Agora nachfolgend  ein aktuelles 
und sehr ausführliches Interview, 
welches der Migrationsforscher 
dem Wissenschaftsportal L.I.S.A 
der Gerda-Henkel-Stiftung zur Pro-
blematik der aktuellen Flüchtlings-/
Weltkrise gegeben hat.

„Es gab hinreichend Trendanalysen 
und Warnungen“

Georgios Chatzoudis: Herr Profes-
sor Bade, Sie zählen zu den renom-
miertesten Migrationsforschern. 
Zurzeit erleben wir eine – ja, was 
eigentlich? Eine Flüchtlingsflut, 
-welle, -ströme, -problematik, -be-
wegung?
 
Prof. Bade: Was heute von vielen 
Politikern wie ein unerwartbares, 
geradezu schicksalhaftes Migrati-
onsunwetter mit Jahrhundertflut 
aus heiterem Himmel beschrieben 
wird, das sich an aktuellen Krisen-
herden im arabischen Raum entzün-
det hat, überrascht Migrationsfor-
scher nicht so sehr. Niemand konnte 
zwar konkret voraussagen, was sich 
wann in welchem Umfang wo und 
wie ereignen würde. Prognosen 
sind bekanntlich immer ein Prob-
lem - und besonders dann, so Karl 
Valentin, wenn es dabei um die Zu-
kunft geht. Aber es gab hinreichend 
Trendanalysen und Warnungen vor 
sich aufbauenden Kraftfeldern im 

Wanderungsgeschehen. Literatur-
kenntnis schützt vor Neuentde-
ckungen:  
  Wir haben schon frühzeitig, zum 
Beispiel im „Manifest der 60: 
Deutschland und die Einwande-
rung“ von 1994 darauf hingewiesen, 
dass sich in verschiedenen außer-
europäischen Großregionen, vor al-
lem des globalen ‚Südens’ langfristig 
ein Migrationsdruck aufbaut. Man 
kann sich das wie ein Fass mit Prob-
lemen vorstellen, dass immer mehr 
vollläuft, irgendwann überläuft und 
dann Migrationsbewegungen aus-
löst. Sie sind allerdings bislang zu 
mehr als 90 Prozent im weiteren 
Umfeld geblieben und haben Euro-
pa nur zu einem sehr geringen Be-
standteil tangiert.  

„Eine Ausplünderung, an der auch 
die westliche Welt maßgeblich be-
teiligt ist“

Georgios Chatzoudis: Was wissen 
wir über die Hintergründe? Was 
kommt da weiter auf uns zu? 
 
Prof. Bade: Es treffen mehrere Ent-
wicklungen aufeinander. Das gilt vor 
allem für tiefgreifende wirtschaft-
liche Umstrukturierungen, ökologi-
sche Zerstörung und eine Ausplün-
derung, an der auch die westliche 
Welt maßgeblich beteiligt ist. Hinzu 
kommt ein rapides Bevölkerungs-
wachstum und eine aus all dem re-
sultierende Verschlechterung von 
Existenzbedingungen, Lebens- und 
Überlebenschancen. Dem gegen-
über präsentieren die elektroni-
schen Medien und insbesondere 
die internationalen TV-Programme 
attraktiv wirkende Gegenwelten. 
Der wanderungstreibende Prob-
lemdruck hat sich seit Anfang der 
1990er Jahre deutlich verschärft.  
 
Das gilt zum Beispiel für die wachs-
tumsblockierende und krisentrei-
bende EU-Handels-und Agrarpolitik 
gegenüber den Herkunftsländern 
von oft unfreiwilligen Wirtschafts- 
und Fluchtwanderungen. Und es 
gilt, um ein großregionales Beispiel 
zu nennen, für das immer engma-
schiger gewordene Netz von neoko-
lonialen Strukturen, das über Afrika 
gespannt wurde. Es besteht vielfach 
aus doppelter Ausbeutung: von 
außen durch die verschiedensten 
Geschäftsinteressen und von innen 
durch mit diesen Interessen koope-
rierende Diktaturen oder andere 
korrupte Führungseliten. Hinzu 
treten in Afrika als fluchttreibende 
Faktoren schließlich auch kriminel-
le bzw. mafiotische Strukturen in 
Kooperation mit den abhängigen 
Führungseliten schwacher Staaten 
bzw. ’Failed States’, in die westliche 
Rüstungskonzerne aber nach wie 
vor kraftvoll ihre Militaria exportie-
ren.  
 
Die Flucht aus afrikanischen und 
arabischen Krisenzonen mit poli-
tisch, ethnisch, religiös-kulturell 
oder anderweitig bedingten Kon-
flikten und aus wirtschaftlicher 
Not ist aber nur ein Beispiel für das 
globale Fluchtgeschehen mit seinen 
zahllosen Opfern. Die weltweiten 
Fluchtbewegungen haben mit der-
zeit ca. 60 Millionen Menschen bis-

lang nicht gekannte Dimensionen 
erreicht, die selbst diejenigen nach 
dem Zweiten Weltkrieg übertref-
fen. Allein 2014 wurden weltweit 
fast 14 Millionen Menschen zu 
Flüchtlingen.  
 
Und das ist wohl erst der Anfang, 
denn klimagetriebene Fluchtwel-
len kündigen sich schon an. Auch 
bei der Flucht aus Syrien spielte das 
schon eine indirekte Rolle: Hun-
derttausende waren wegen des Ab-
sinkens des Grundwasserspiegels 
und des dadurch beschleunigten 
Vorrückens der Wüsten aus ver-
trocknenden Agrarregionen in die 
Städte geflohen, wo sie sich eine 
neue Existenz aufbauen wollten. 
Sie wurden dort von Krieg und Bür-
gerkrieg überzogen und verließen 
dann als Kriegs- und Bürgerkriegs-
flüchtlinge das Land.  
 
Die Flucht aus dieser Krisenregion 
wird anhalten; denn ein Ende von 
Krieg und Bürgerkrieg im weithin 
zerstörten Land ist auf mittlere 
Sicht nicht absehbar. 
 
Georgios Chatzoudis: Was kann 
man in Deutschland tun, um die 
Probleme zu begrenzen? 
 
Prof. Bade: Nationale Handlungs-
spielräume sind hier begrenzt. Wir 
haben bei der Flüchtlingsaufnahme 
und -versorgung, vor allem in den 
Kommunen und durch ehrenamt-
lichen Helfer aus der Bürgerge-
sellschaft, bislang Hervorragendes 
geleistet. Das Bild des „hässlichen 
Deutschen“ ist hinter dem Bild 
des freundlichen, aufnahmeberei-
ten Deutschen zurückgetreten, 
obgleich in keinem anderen Land 
derzeit Gastfreundschaft und 
Fremdenfeindlichkeit so aufeinan-
dertreffen wie in Deutschland.  
 
Wir improvisieren aber notgedrun-
gen, bei wachsendem Problem-
druck: Es fehlen die Strukturen, die 
eine längere Belastung in diesen 
Dimensionen möglich machen. Das 
fing bei dem vor Jahren herunter-
gefahrenen Personal des Bundes-
amtes für Migration und Flüchtlin-
ge und dem dadurch ausgelösten 
Bearbeitungsstau mit viel zu lan-
gen Entscheidungsverfahren an. 
Es ging weiter mit dem Abbau bzw. 
der Umnutzung von ursprünglich 
für die Aufnahme von Flüchtlingen 
gedachten Unterkünften, die uns 
heute fehlen, um nur zwei Beispiele 
zu nennen.  
 
Alle aufgenommenen Flüchtlinge 
sollten eine knappe Handreichung 
in ihrer Landessprache über die 
Grundrechte, Grundwerte und 
Spielregeln im Aufnahmeland er-
halten. Eine entsprechende Ver-
pflichtungserklärung sollte nach 
einem kurzen Aufnahmegespräch 
in Anwesenheit eines Dolmetschers 
unterschrieben werden, damit ge-
sichert ist, dass die Botschaft ver-
standen wurde.  
 
Wichtig für alle, die bleiben dürfen, 
sind frühzeitige Integrationshilfen 
im Blick auf Sprache und berufli-
che Zusatzqualifikation, um mitge-
brachte Fähigkeiten am Arbeits-

markt einsetzbar zu machen. Das 
wird insgesamt Milliarden kosten, 
die aber, auch nach Einschätzung 
des aktuellen Jahresgutachtens der 
„Wirtschaftsweisen“, gut investiert 
sind. Denn frühzeitige Teilhabeför-
derungen sind wesentlich billiger 
als die Folgekosten gescheiterter 
Integration in Gestalt von Langzeit-
arbeitslosigkeit und Sozialtransfers.  
 
In weiten Kreisen beunruhigt die 
Tatsache, dass nur bis zu drei Pro-
zent der Asylbewerber anerkannt 
werden, aber mehr als 50 Prozent 
durch Anerkennung als Flüchtlinge 
nach der Genfer Flüchtlingskon-
vention oder aus anderen Gründen 
mehr oder minder lange oder auch 
auf Dauer bleiben dürfen. An sich 
ist das eine wichtige humanitäre 
Errungenschaft. Sie kann aber das 
‚Kippen’ der bislang noch verhalten 
positiven Stimmung in der Bevöl-
kerung befördern, wenn andere 
europäische Staaten Deutschland 
mit seinem großen Flüchtlingsauf-
kommen achselzuckend weiter im 
Regen stehen lassen.

„Aber was sollen wir als Wissen-
schaftler denn noch tun?“

Georgios Chatzoudis: Was wird in 
Deutschland schon konkret getan 
und wie kann man das beurteilen? 
 
Prof. Bade: Das Kabinett hat eine 
Reihe von Hilfsmaßnahmen für die 
Kommunen beschlossen, die wei-
terführen, aber wohl noch nicht zu-
reichend sind. Organisatorisch hat 
man zuletzt Leitungsfunktionen aus 
dem überforderten Bundesministe-
rium des Inneren herausgenommen, 
das vor allem in den Kategorien von 
Sicherheitspolitik und Gefahrenab-
wehr denkt. Man hat diese Funkti-
onen und unter Leitung des Chefs 
des Bundeskanzleramtes gebündelt 
und dabei auch Zuständigkeiten 
anderer Ministerien verstärkt. Das 
ist ein wichtiger, von uns seit lan-
gem geforderter Schritt voran, an 
dessen Ende auch die konsequente 
Verschiebung der zentralen Zustän-
digkeit vom Bundesministerium des 
Inneren in das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales stehen soll-
te; denn bei Migration und Integ-
ration geht es eben nicht vorrangig 
um Gefahrenabwehr und Sicher-
heitspolitik, sondern um Arbeit und 
Soziales.  
 
Im Schatten dieser konstruktiven 
Interventionen aber gibt es auf 
nationaler Ebene restriktive, zum 
Teil auch tendenziell populistische 
Maßnahmen, die von Wissenschaft-

lern, humanitären Organisationen, 
Gewerkschaften, Kirchen und so-
gar Ausländerbehörden kritisiert 
wurden; denn sie sind mitunter nur 
kostspielig, ineffektiv oder sogar 
kontraproduktiv und treffen über-
dies wieder einmal oft die Falschen.  
 
Im Bereich der Flüchtlingsverwal-
tung gilt das zum Beispiel für die 
Abschaffung des sogenannten „Ta-
schengeldes”, von dem sich Flücht-
linge zum Beispiel die Chipkarten 
für ihre Handys, Bustickets oder 
einige Kleinigkeiten des alltäglichen 
Bedarfs kaufen konnten. Diese Um-
stellung auf Sachleistungen ist sehr 
verwaltungsaufwendig. Sie bin-
det Kräfte, die bei der allgemeinen 
Überforderung anderweitig drin-
gend gebraucht werden. Und sie 
wird niemanden, der vor Krieg, Bür-
gerkrieg oder Verelendung flüchtet, 
irgend beeindrucken, wenn man 
überhaupt davon erfährt. Sie quält 
nur die Flüchtlinge in den Aufnah-
meeinrichtungen in der vorder-
gründigen und längst Ammenmär-
chen widerlegten Vorstellung, dass 
so genannte ‘Fehlanreize’ Wande-
rungsbewegungen motivieren oder 
Wanderungsrichtungen bestimmen 
würden.  
 
 
Die mangelnde Lernfähigkeit, mit-
unter auch defensive Erkenntnis-
verweigerung von Politik in Regie-
rungsverantwortung ist manchmal 
zum Verzweifeln. Ein höchstran-
giger Ministerialbeamter hat mir 
in anderem Zusammenhang sogar 
einmal dem Sinne nach gesagt: 
„Rückblickend betrachtet hatten 
Sie Recht mit Ihren warnenden 
Voraussagen – aber das konnten 
Sie doch damals doch gar nicht wis-
sen...“  
 
Georgios Chatzoudis: Welche Her-
ausforderungen sehen Sie auf glo-
baler Ebene? 

Prof. Bade: In einer Welt, in der heu-
te fast die Hälfte des globalen Reich-
tums in den Händen von weniger als 
einem Prozent der Weltbevölke-
rung liegt, in der im wirtschaftlichen 
Süd-Nord-Transfer für jeden Dollar, 
der in den globalen ‚Süden’ fließt, 
zwei Dollars in der Gegenrichtung 
zurückfließen, in dieser Welt gibt es 
nicht eine weltweite „Flüchtlings-
krise“, sondern eine Weltkrise, die 
Fluchtbewegungen erzeugt. 

Die Fortsetzung des Interviews mit 
Prof. Dr. Bade lesen Sie auf der folgen-
den Seite.

Weltkrise im Fuldaer 
Zukunftssalon
Prof. em. Dr. Klaus J. Bade im Interview

Ein Ausschnitt des Flyers zum Fuldaer Zukunftssalon mit Prof. Dr. Bade (Quelle: Stadt Fulda)
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Tausende Menschen sind auf der 
Flucht. Sie fühlen sich fremd im 
eigenen Land. Immer mehr finden 
es schwer, sich „zu Hause“ zu in-
tegrieren. Die meisten finden sich 
im Erstaufnahmelager in Dresden 
wieder, manche in kleineren Ab-
legern in Leipzig und andernorts. 
Eine Momentaufnahme über In-
tegrationsflüchtlinge - auch in 
Osthessen.

Ein Blick ins digitale Auffanglager 
zeigt die ganze schonungslose Tra-
gödie auf. Im Flüchtlingslager der 
Kommentarspalten auf fz-online 
können sie sich gefahrlos austau-
schen. Nach Jahren der Demüti-
gung und nach Wochen der Angst 
benennen die Flüchtlinge erstmals 
ihre Erfahrungen, die das ganze 
Ausmaß der tiefsitzenden Trau-
matisierungen offenbaren. In der 
Traumabewältigung zeigt sich de-
ren ganze Wut. So verrät „Fulda84“ 
(selbstgewähltes Pseudonym bei 
allen Genannten von der Redaktion 
beibehalten, die Red.) deutlich er-
regt seine Ängste über die repres-
sive Beschneidung der Meinungs-
freiheit in seinem Herkunftsland. 
„Jeder außer ein stinknormaler 
deutscher Bürger. Er darf nicht 
einmal mehr was sagen!“*, rutscht 
es ihm heraus. Auch „Barny“, ein 
weiterer Integrationsflüchtling, 
bestätigt dies, wenn er beinahe 
beiläufig und hinter vorgehaltener 
Hand erwähnt, „wenn sich hier An-
wohner ängstigen, ist dies wohl nur 
allzu verständlich.“ Beide stammen 
wohl aus Osthessen, einem Land-
strich, der wie kein anderer für die 
Einhaltung der moralischen Werte 
im Gesellschaftskontext einstand. 

Die in ihrer Religion propagierte 
und in Osthessen sehr stark zele-
brierten Rituale und in Beton ge-
gossenen Gebote wie Nächsten-
liebe lebten nicht zuletzt von den 
Legenden ihrer Urväter. Einem von 
ihnen, Sankt Martin, huldigen sie 
alljährlich mit Lichterspielen und 
preisen seine empathische Hal-
tung den leidenden Mitmenschen 

gegenüber. Einem weiteren, sei-
nes Zeichens Gründungsmitglied 
der Glaubensgemeinschaft, ehren 
sie mit Opfergaben und unterwer-
fen sich seiner Liebe kurz nach 
der Wintersonnenwende. Zudem 
sind die Menschen vorsichtig und 
üben nur während der fünften 
Jahreszeit leise Kritik an ihren 
Führungsfiguren. Doch dieser Kon-
sens droht nun zu kippen, da sich 
wegen der Schrecken der Integra-
tion zahlreiche Menschen auf die 
Flucht machen und alles hinter sich 
lassen müssen, sogar ihre christli-
chen Überzeugungen.
„Die Leut‘ haben wirklich Angst“**, 
weiß Berthold Quell, ehemali-
ger Fraktionschef der Hünfelder 
CDU, der dies in einem Gespräch 
Ende Oktober dem osthessischen 
Leitkulturmedium Fuldaer Zei-
tung verriet. Während das digi-
tale Flüchtlingslager nicht nur in 
Osthessen immer voller wird und 
zahlreiche Hilfesuchende montags 
planlos durch die Straßen des vie-
le Kilometer entfernten Elbflorenz 
irren, suchen Fachleute nach den 
Ursachen dieser Massenflucht aus 
dem deutschen Wertekonsens und 
finden unter anderem einen Beleg 
im Bildungsnotstand der Bundes-
republik. 
Bildung ist ein wesentliches Mittel 
zur Integration von Menschen in 
eine Gesellschaft. Teilnahme er-
möglichen und Teilhabe gewähren 
– auch für die vielen Flüchtlinge, 
die aufgeschreckt den Wertekon-
sens der Gesellschaft verlassen. 
Das friedliche und tolerante Zu-
sammenleben innerhalb eines 
Staatssystems, die Anerkennung 
der staatlichen Dreifaltigkeit aus 
Legislative, Judikative und Exe-
kutive ist ebenso wichtig für den 
Wertekonsens wie die Achtung vor 
dem Leben anderer. Dass sich nun 
so viele Menschen auf die xeno-
phobische Flucht vor diesen Kon-
sens machen, hat möglicherweise 
mit der Befürchtung zu tun, die 
Gartenzwerge müssten zukünftig 
auf engerem Raum zusammen-
stehen. Diese Heim, Garten und 

Portemonnaie gefährdenden Ent-
wicklungen tragen unzweifelhaft 
zur Flüchtlingslawine bei, so dass 
auch „Rosenzüchter“ während der 
Flucht mit nur schwer unterdrück-
ten Tränen in den Augen bekennen 
muss „Dies ist nicht mehr mein 
Land !!!“.
Die Aufgabe der in dieser Legisla-
turperiode in der Verantwortung 
stehenden Volksvertreter besteht 
primär darin, MigrantInnen jedwe-
der Herkunft und Aufenthaltssta-
tus zu integrieren und gleichzeitig 
die Integrationsflucht bislang in-
tegrierter Menschen zu stoppen. 
„Petra“, eifrige Mitstreiterin im di-
gitalen Flüchtlingslager, sieht das 
mangels juristischer Kenntnisse 
ganz simpel: „Es gibt kein Gesetz, 
das von Deutschland verlangt, 
diese Flüchtlinge aufzunehmen“. 
Doch wie es weitergeht, wissen 
selbst die Flüchtlinge nicht so ge-
nau.  Eine Möglichkeit wäre es, den 
Zugang zu den Kommentarspalten 
durch  Registrierung einzudäm-
men. Doch die Aussicht auf Erfolg 
scheint nicht nicht so groß zu sein. 
So sucht  „martin MOELLER“ ver-
zweifelt nach Möglichkeiten, seine 
Schlepper ohne Einnahmen zu be-
zahlen, indem er gesteht „Ich bin 
auch registriert und erhalte aber 
keine Leistungen. Ganz im Gegen-
teil – muss Steuern zahlen.“ 
Es ist eine schwere und langwierige 
Aufgabe, diese Integrationsflücht-
linge wieder in die Gesellschaft 
einzubinden, ihnen Hoffnung zu 
geben, ihren Glauben an ein friedli-
ches Leben nach den Schrecken der 
Flucht wieder zu beleben. Doch ein 
tolerantes und modernes Land, wie 
das unsere, wird Türen offen las-
sen.   „Wir schaffen das“! 
_______________________
* Alle Zitate aus den Kommentar-
spalten der Onlineausgabe der FZ 
im November 2015 inklusive Nen-
nung der Personen mit den von 
ihnen selbstgewählten Pseudony-
men.
** zitiert aus einem Artikel der FZ 
zum Thema Flüchtlingspolitik in 
Hünfeld vom 30.10.2015

Integrationsflucht in Osthessen
Ein Blick in die digitalen Kommentarspalten

Man kann sich in diesem Zusam-
menhang an ein Gedicht von Ber-
tolt Brecht aus dem Jahr 1934 er-
innern: „Reicher Mann und armer 
Mann standen da und sahen sich 
an. Und der Arme sagte bleich: 
‚Wär’ ich nicht arm, wärst du nicht 
reich’“.  

Wenn man diese Weltkrise be-
kämpfen will, muss man sich nicht 
nur um die Begrenzung ihrer Folgen 
in Gestalt von Fluchtbewegungen, 
sondern auch um die Bekämpfung 
ihrer Ursachen kümmern. Dazu 
muss man weltökonomische, welt-
ökologische und weltgesellschaft-
liche Systemfragen stellen, wie sie 
auch der kluge, aus der nichtmarxis-
tischen südamerikanischen Befrei-
ungstheologie stammende Papst 
Franziskus in seiner Enzyklika “Lau-
dato Si“ in ungewohnter Schärfe 
angesprochen hat. Die karitativen 
Engagements von großen Stiftun-
gen und auch von großen Unterneh-
mungen sind demgegenüber nur 
wohlgemeinte Tropfen auf den hei-
ßen Stein. Es führt kein Weg mehr 
vorbei an einer Auseinanderset-
zung mit dem von wenigen ökono-
mischen Machtzentren aus gesteu-
erten, in seiner fortschreitenden 
Hypertrophie desaströsen, von 
Helmut Schmidt als „Raubtierkapi-
talismus“ kritisierten Wirtschafts-
system mit seinen menschenfeind-
lichen Schattenseiten. Das ist, um 
ein gebräuchliches Modewort zu 
benutzen, in der Tat „alternativlos“.  
 
Weil dieses System global ausgewu-
chert, verankert und verzahnt ist, 
gibt es hier keine zügigen Patentlö-
sungen, sondern nur ein zähes Be-
mühen am größtmöglichen Tisch. 
Umso dringlicher ist die Einberu-
fung einer UN-Weltkonferenz zu 
Migration, Flucht und Asyl, analog 
zu den großen Weltkonferenzen 
seit den 1990er Jahren, am bes-
ten verbunden mit einer UN-De-
kade zum Schutz der Flüchtlinge. 
Die Chance zur Einberufung einer 
UN-Weltflüchtlingskonferenz, die 
mit vereinten Kräften Abhilfe hät-
te einleiten können, wurde auf dem 
kleinen „Flüchtlingsgipfel“ am Ran-
de der letzten UN-Vollversammlung 
in New York im September 2015 
abermals verpasst. Es kann lange 
dauern, bis die Vereinten Nationen 
auf eine solche Initiative zurück-
kommen.  
 
„Brennende Willkommenseupho-
rie prallt auf brennende Flücht-
lingsheime“

Georgios Chatzoudis: Nach den 
Vorfällen zum Beispiel in Freital und 
Heidenau, bei denen Flüchtlinge 
und Flüchtlingsunterkünfte ange-
griffen wurden, solidarisierten sich 
in Deutschland viele mit den Flücht-
lingen. Eine neue Willkommenskul-
tur wird eingefordert. Wie schätzen 
Sie das ein?

Prof. Bade: Im Umgang mit kultu-
reller Vielfalt ist Deutschland ge-
spalten: Auf der einen Seite steht 
die wachsende Gruppe der stillen 
Kulturpragmatiker bzw. Kulturop-
timisten. Ihnen ist der Umgang mit 
kultureller Vielfalt längst normaler 
gesellschaftlicher Alltag geworden. 
Auf der anderen Seite steht die 
schrumpfende, aber umso lauter 
lärmende Gruppe der Kulturpessi-
misten. Ihnen ist die wachsende kul-
turelle Vielfalt gleichbedeutend mit 
dem Untergang des Abendlandes 
und in ihren Ohren klingt die Rede 
von kultureller Vielfalt und Einwan-

derung wie das Lied vom Tod der eu-
ropäischen Kultur.  
Die einen begrüßen Flüchtlinge 
und kümmern sich um ihre Prob-
leme im Alltag. Eine kleinere Zahl 
demonstriert gegen die Zuwande-
rung von Flüchtlingen, insbeson-
dere von Muslimen. Hier vereinen 
sich auf gefährliche Weise die alten 
sogenannten Islamkritiker, die ihre 
Felle davon schwimmen sahen, mit 
den neuen sogenannten Asylkri-
tikern. Wenn sich charismatische 
Führungspersönlichkeiten finden, 
könnte das Ergebnis eine Art deut-
scher „Front National” sein, demge-
genüber Pegida nur ein Puppenspiel 
gewesen wäre.  
 
Brennende Willkommenseuphorie 
prallt auf brennende Flüchtlingshei-
me. Aber die extremistischen, zum 
Teil auch biedermännischen Brand-
stifter sind eine kleine Minderheit, 
mit denen auch diejenigen, die die 
Flüchtlingsaufnahme skeptisch 
sehen, meist nichts zu tun haben 
wollen. Insgesamt überwiegt zu-
mindest derzeit noch das Willkom-
men, auch wenn es nicht mehr die 
frühere Willkommens-Euphorie ist, 
weil sich doch Zweifel einschleichen 
über die Frage, ob und wie das alles 
zu bewältigen sein wird.  

Ob daraus eine Willkommenskultur 
werden kann, muss man abwarten: 
Eine Willkommenskultur muss ja 
mehr sein als die freundliche Be-
grüßung immer neuer Gäste am 
Hauseingang. Willkommenskultur 
müsste gleichbedeutend sein mit 
einer ähnlich einladenden Behand-
lung aller Einwanderer, die in den 
letzten Jahrzehnten ins Haus schon 
gekommen sind. Die aber hat man 
bis in jüngste Zeit unter dem Stich-
wort „Integrationsland“ gedrängt, 
sich endlich einseitig anzupassen. 
Das aber hatte mit „Willkommens-
kultur“ wenig zu tun.

Quellenangabe: http://www.lisa.
gerda-henkel-stiftung.de/klaus_J_
bade ; Datum 13.10.2015

Das vollständige Interview doku-
mentieren wir auf unserer Home-
page: www.agora-fulda.de

Weltkrise im Fuldaer Zukunftssalon
Fortsetzung von Seite 2

Von Januar bis September wur-
den 274.923 Erstanträge auf Asyl 
gestellt. Gleichzeitig ist vermut-
lich eine ebenso große Anzahl von 
Flüchtlingen noch nicht registriert. 
Doch als in den frühen neunziger 
Jahren vor dem Hintergrund des 
Jugoslawienkrieges eine Million 
Menschen in der Bundesrepublik 
Zuflucht gesucht haben, hat die 
damalige Bundesregierung un-
ter Helmut Kohl zusätzlich zu den 
Asylbewerbern noch 1,2 Millionen 
Spätaussiedler aufgenommen. Ihre 
Integration gilt heute als Erfolgsge-
schichte.
Dass die meisten Kom-
munen dennoch lo-
gistisch und finanziell 
überfordert sind, dass 
es Probleme bei der 
Unterbringung, dass 
es Wohnungsnot, dass 
es Personalmangel bei 
der Bearbeitung von 
Anträgen und dass 
es Schwierigkeiten 
bei der Versorgung 
von Flüchtlingen gibt, 

liegt also nicht daran, dass zu vie-
le Flüchtlinge ins Land kommen, 
sondern daran, dass die schlechte 
finanzielle Ausstattung der Kom-
munen seit Jahren von Bund und 
Ländern billigend in Kauf genom-
men wird.
Notwendige Investitionen in Sozia-
les und Bildung wurden versäumt. 
Die Anzahl der Sozialwohnungen 
wurde seit 1990 von vier auf 1,5 
Millionen reduziert. Es fehlt seit 
Jahren an Lehrern, an Schulräu-
men, an Inklusion, an Pflege, an 
sozialer Beratung und Qualifikati-
on, an Personal- und Fachleuten in 

den öffentlichen Verwaltungen, an 
öffentlichen Transportmitteln, an 
Arbeitsmarktprogrammen, an so-
zialem Wohnungsbau und an vie-
lem mehr.
Wir haben keine Flüchtlingskrise, 
wir haben eine Krise der sozialen 
Gerechtigkeit. Die aktuelle Situa-
tion zeigt, den Sozialstaat zusam-
menzustreichen, hat sich nicht be-
währt. Im Interesse aller müssen 
die öffentlichen Kassen wieder 
gefüllt und der Sozialstaat ausge-
baut werden. Die Kommunen müs-
sen gut ausgestattet werden. Der 
Arbeitsmarkt muss wieder in eine 

Balance gebracht 
werden. Die Um-
verteilung von 
oben nach unten 
und die Besteue-
rung von Reich-
tum sind vor die-
sem Hintergrund 
alternativlos.

Wir haben keine Flüchtlingskrise -
Wir haben eine Krise der sozialen Gerechtigkeit. 
Resolution der DGB-Regionskonferenz Südosthessen

Willkommenskultur
Bernd Ulrich schreibt in der ZEIT:

„Der größte Feind des islamisti-
schen Terrorismus ist die Willkom-
menskultur.
Denn das ist das einzige, was wir 
noch nicht ausprobiert haben: die 
Araber und Perser so zu behandeln, 
als seien sie Menschen wie Du und 
ich, wie Nachbarn. In den letzten 
100, 50, 20, zehn und zwei Jahren 
haben Europäer und Amerikaner 
den Mittleren Osten misshan-
delt, ausgebeutet und verachtet. 
Nie stand die Frage im Zentrum, 
was können wir tun, damit es den 
Menschen dort unten besser geht. 
Immer ging es zu allererst um die 
Frage, wie man Öl rausholt und Ter-
rorismus nicht rauskommen lässt.
(...)
Dazu müssen die Europäer sich mit 
den gutwilligen, fliehenden, dort 
unten um ihre Rechte kämpfenden 
Muslimen gegen jene verbünden, 
die Hass säen, gegen die Terroristen 
vom IS und gegen die herrschenden 
Islamisten in Saudi-Arabien…
Einen anderen Weg gibt es nicht, 
oder Europa taumelt - wie es seiner-
zeit Thomas Mann über Deutsch-
land schrieb - dem Abgrund entge-
gen.“
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Zwei alte Schwestern - Mitte 80 
- schuften noch, um durchzukom-
men. Der Ehemann der einen ist 
schon vor 15 Jahren gestorben. Al-
les geht langsam kaputt und wird 
nicht mehr repariert. Die Schwes-
tern beschweren sich nicht, dass 
sie den Rasen mit einer Schere mä-
hen müssen. Es ist teilweise gut, bis 
zum Schluss aktiv zu sein. Muss es 
aber so schmerzvoll sein?

Im selben Dorf leben jetzt 20 
Flüchtlinge. Sie warten. Sie war-
ten auf Asylanträge, sie warten auf 
Arbeitserlaubnisse, sie warten auf 
Busse, sie warten auf Deutschkurse. 
Viele laufen einfach herum, um sich 
die Zeit zu vertreiben. Manche sind 
sehr hilfsbereit. Sie wissen absolut 
nichts von den alten Schwestern 
und ihrem schweren Alltag.

Warum ist es so schwierig in unserer 
modernen Gesellschaft, die Energien 
von manchen frei zu setzen, um die Be-
dürfnisse von anderen zu befriedigen?

Wir leben im sogenannten Infor-
mationszeitalter. Auf Knopfdruck 
haben wir die ganze Welt direkt in 
unserer Reichweite. Jetzt beginnen 
manche, diese neuen Möglichkeiten 
anzuwenden, um Flüchtlingen zu 
helfen. Eine Liste von Internetkar-
ten zeigt, wo Leute in ganz Deutsch-
land sich engagieren. Hier in Hessen 
haben die zwei Sender ‚Hr3’ und 
‚youfm’ das Projekt ‚People Like Me’ 
ins Leben gerufen, bei dem auch 
eine Karte mit Bedürfnissen und 
Angeboten im Mittelpunkt steht. 
Zusätzlich organisieren sich kleine 
Gruppen für Mitfahrgelegenheiten 
usw. durch „Apps“ wie „Whatsapp“, 
die von jedem Handy zugänglich 
sind.

Es ist wichtig und wunderbar, dass 
so viele Leute bereit sind, sich zu en-
gagieren, um Flüchtlingen zu helfen. 
Aber viele Flüchtlinge sind nicht nur 
hilfsbedürftig sondern auch hilfsbe-
reit. Auch sie wollen sich engagie-
ren, arbeiten, helfen, mitmachen, 
sich integrieren. 
Diese interaktiven Internetkar-
ten sind ein guter Anfang, um eine 
„Brücke“ zwischen Flüchtlingen und 
Einheimischen und zwischen den 
Bedürfnissen und Angeboten von 
beiden Gruppen aufzubauen. Dann 
können die zwei alten Schwestern 
die benötige Hilfe bekommen, und 
die neuen Leute im Dorf bekommen 
die Gelegenheit ihnen zu helfen. 

Hinter dieser Idee einer Brücke 
steckt noch viel mehr Potential. 
Stellen Sie sich vor, dass 50% der 
Bevölkerung in der Region ihre Be-
dürfnisse und Angebote über eine 
solche regionale Plattform anmel-
den würden. Wieviel mehr potenti-
elle gegenseitige Hilfe für alle wür-
de zum Vorschein kommen? Wie 
viele Leute würden mehr erledigen? 
Wie viele zur Zeit überlasteten Eh-
renamtlichen würden sich ein biss-
chen entlasteter fühlen, wenn mehr 
Hilfe in der Gemeinschaft für alle 

möglichen Alltagsprobleme vorhan-
den wäre?

Eine Informationsplattform ist je-
doch nur der erste wichtige Schritt. 
Information verbindet. Information 
ermöglicht. Aber Information allein 
reicht nicht immer, um zu motivie-
ren. Das Mittel um zu motivieren 
schlechthin in unserer Gesellschaft 
heißt – Geld. Geld motiviert uns zu 
arbeiten. Geld hilft uns, Projekte 
zu realisieren. Geld ist wie Öl in der 
Maschinerie der Gesellschaft. Dazu 
ist Geld auch im Endeffekt eine be-
sondere Form von Information über 
Tauschereignisse.

Geld ist leider nicht immer vorhan-
den, wo und wann es gebraucht 

wird. Obwohl wir ständig astrono-
mische Geldsummen von Milliarden 
oder sogar Billionen für Bankret-
tungsaktionen in den Nachrichten 
hören, muss aus makroökonomi-
scher Sicht und für die Mehrheit der 
Bevölkerung Geld knapp gehalten 
werden. Nur so, heißt es von den 
Ökonomen, kann die Wirtschaft 
gut funktionieren, der Wettbewerb 
gefördert und die Konjunktur ange-
kurbelt werden.
 
Wie wäre es, unser eigenes „Geld“ zu 
schaffen, um Leute zu motivieren über 

die „Brücke“ zu laufen und anderen zu 
helfen? 

Genau das haben weltweit über 
Jahrzehnte hinweg tausende von 
Projekten versucht. In Brasilien ha-
ben hunderte von solchen „lokalen 
Währungen“, sogar mit Unterstüt-
zung der Zentralbank, in ärmeren 
Vierteln durchgesetzt. Auch in ei-
nem der reichsten Länder der Welt, 
nämlich der Schweiz, hat die „WIR 
Bank“ seit über 80 Jahren hinweg 
den kleinen und mittelständischen 
Unternehmen ein zusätzliches Zah-
lungsmittel zur Verfügung gestellt. 
Nicht zuletzt hat seit 2003 in der 
Region um den Chiemsee in Bayern 
„Der Chiemgauer“ einen kleinen 
und wichtigen Beitrag zur lokalen 

Wirtschaft und Gemeinschaft ge-
leistet.

Warum geben sich solche Projekte so 
viel Mühe, um ein „Zweitgeld“ in ei-
ner Region zu etablieren? Es gibt ver-
schiedene Auswirkungen einer zwei-
ten, parallel agierenden Währung, die 
Menschen ermutigen sich dafür zu 
engagieren. 

Erstens, sie kann gegen die „Neben-
wirkungen“ des gewöhnlichen, auf 
Konkurrenz basierenden Geldes 
wirken. Sie fördert Zusammenar-

beit. Sie lässt die Kaufkraft in der 
Region, anstatt aus der lokalen 
Wirtschaft auszutreten. Sie arbei-
tet nicht „gegen“ Geld, sondern 
funktioniert als Gegenpol zu den 
negativsten Auswirkungen des glo-
balisierten Finanzsystems.

Zweitens, sie hat verschiedene 
Vorteile für unterschiedliche Grup-
pen. Für kleinere Betriebe gewinnt 
sie neue Kunden, die die regionale 
Wirtschaft unterstützen wollen und 
zusätzlich schafft sie ein besseres 
Image für das Geschäft. Für Vereine 
und ähnliche Organisationen un-
terstützt sie deren Arbeit und zieht 
neue Ehrenamtliche an. Für Kom-
munen kann sie die öffentlichen 
Dienstleistungen unterstützen. Für 

Kunden und Bürger bietet sie neue 
Möglichkeiten an, sich für die Regi-
on und für anderen zu engagieren 
bzw. Gegenleistungen zu bekom-
men. 

Drittens, die Wertebasis des re-
gionalen Geldes ist anders als die 
des globalisierten, das (fast) keine 
Grenzen sieht oder zieht. Grenzen 
können bedrückend oder befreiend 
sein. Absichtlich vereinbarte Gren-
zen sind nicht unbedingt eine Ein-
schränkung der persönlichen Frei-
heit. Unsere Gesellschaft basiert 

auf Grenzen: Gesetze und gemein-
same Regeln für Beziehungen  aller 
Art sind normal und akzeptiert. Nur 
im Bereich des Geldes heißt es, dass 
so wenige Beschränkungen wie 
möglich für den freien Kapitalver-
kehr optimal sind. 

Eine Währung mit regionalen oder 
anderen vereinbarten Grenzen 
kann paradoxerweise viele unter-
benutzte Ressourcen und Energi-
en freisetzen, die sonst ungenutzt 
schlummern, nur weil die Markt-
wirtschaft kein Gewinn daraus 
machen kann. Das reduziert die 
Verschwendung von Ressourcen 
und ist wiederum ein Gewinn für 
die Wirtschaft, für die Umwelt und 
für die Gesellschaft denn es fördert 
mehr Effizienz im Umgang mit Res-
sourcen in denen schon investiert 
geworden sind. 
Man sollte allerdings nicht unter-
schätzen, wie viel Engagement 
und Durchhaltevermögen benötigt 
werden, um ein solches Projekt 
zu realisieren. Die wenigen regio-
nalen Währungen, die schon über 
Jahrzehnte existieren, sind eher die 
Ausnahme und sind das Ergebnis 
hervorragender Führung und Zu-
sammenarbeit. Schon vor ein paar 
Jahren gab es im Fuldaer Raum ei-
nen Versuch, ein solches Projekt zu 
realisieren, die Buchone. Die Zeit 
war jedoch damals nicht reif. 

Bevor man eine regionale Währung 
einführt, muss man zuerst die nötige 
Vorbereitungsarbeit in Gemeinden, 
Kommunen und Betrieben machen 
und eine Plattform für Bedürfnis-
se und Angebote aufbauen, sonst 
wird die Mühe sich kaum lohnen 
und die potentiellen Vorteile einer 
regionalen Währung sich nicht rea-
lisieren lassen. Dafür braucht man 
eine Arbeitsgruppe mit Vertretern 
aus der Wirtschaft, aus der lokalen 
Politik und aus dem ehrenamtlichen 
Bereich. Die Hauptaufgabe dieser 
Gruppe ist, einen Entwicklungspro-
zess durchzuführen, in dem man 
nicht nur Leute inspiriert mitzuma-
chen, sondern auch konsequent alle 
möglichen Gestaltungsmöglichkei-
ten für die Plattform + Währung 
durcharbeitet. 

Vielleicht ist die Flüchtlingskrise 
eine große Chance, die Idee einer 
solchen regionalen „Brücke“ für 
Hessen aufzubauen, die Menschen 
jeden Hintergrunds, aus jeder 
Schicht und jedem Bereich inspirie-
ren und motivieren kann. 

Wie der Sänger Xavier Naidoo es 
schön ausdrückte:
„Was wir alleine nicht schaffen
Das schaffen wir dann zusammen.“

John Rogers arbeitet als Autor und 
Berater für regionale Währungen 
und ist als freiberuflicher Dozent an 
der Hochschule Fulda tätig. 

Mehr im Internet: 
www.valueforpeople.co.uk 

Die Brücke
Wie wir einander besser helfen können – Ein Gastbeitrag von John Rogers

Screenshot: Facebook-Post von „Tabea Bü“ vom  21.11.2015
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Anlässlich des Jahrestages der 
Reichspogromnacht 1938 am 9. 
November 1997 fand eine Aktion 
der damaligen Antirassismus-Ak-
tionsgruppe „Abraxas“ auf dem 
Universitätsplatz statt. Besucher 
hatten die Möglichkeit, den Na-
men einer der aus Fulda deportier-
ten Jüdinnen und Juden auf einen 
Stein zu schreiben und diesen mit 
den Namensteinen der anderen 
zusammen zu einem großen Da-
vidstern zu legen. So hat man aller 
257 Fuldaer Deportierten gedacht. 
Während dieser Aktion stand eine 
Frau am Rande, las sich die Na-
men durch und erkannte plötzlich 
ihren eigenen. Es war Ruth Rose. 
Sie wurde 1939 deportiert, hat das 
Rigaer Ghetto, diverse Konzentra-
tionslager und die Todesmärsche 
überlebt und ist 1962 wieder nach 
Fulda gezogen und lebte bis zuletzt 
in der Barockstadt. 

Es ergab sich damals ein Gespräch 
zwischen den Jugendlichen und 
Ruth Rose. Die Rückkehr einer aus 
Fulda deportierten Jüdin in ihre 
Heimatstadt war bis dato unbe-
kannt. Der Initiative von Karin Ma-
sche, heutige Stadtverordnete, ist 
es zu verdanken, dass es Monate 
später zu einem Gespräch zwischen 
Ruth Rose und Gesine Türck kam, 
dessen Verlauf anlässlich des 60. 
Jahrestages der Pogromnacht 1998 
in dem damaligen Fuldaer Stadtma-
gazin „fundsache“ wiedergegeben 
wurde. Der Artikel fand große Be-
achtung, war sie doch die einzige 
Überlebende, die wieder nach Fulda 
zurück kam. In dem Artikel wurde 
Frau Rose noch mit einem Synonym 
benannt, da sie wenige Jahre nach 
den Anschlägen von Hoyerswerda, 
Rostock, Solingen und Mölln eine 
tiefsitzende Angst vor Neonazis 
und neofaschistischen Bedrohun-
gen hatte und als Selbstschutz keine 
Hinweise zu ihrem richtigen Namen 
geben wollte. Die Autorin des Arti-
kels hat über die Jahre den Kontakt 
zu Frau Rose gehalten. 

Ruth Rose lebte zuletzt schwer er-
krankt in einem Pflegeheim in Fulda 
und ist am 19. Juni 2015 verstorben. 
In stillem Gedenken veröffentlichen 
wir einige Auszüge des langen Arti-
kels im Stadtmagazins „fundsache“ 
vom November 1998. Der komplet-
te Artikel ist bei Interesse als PDF 
über unsere Mailadresse erhältlich. 
Das Synonym haben wir gegen ihren 
wirklichen Vornamen ausgetauscht.

In stillem Gedenken an Ruth Rose

Bis zu Hitlers Machtübernahme 
führten die meisten der zahlreich in 
Fulda wohnhaften Jüdinnen und Ju-
den ein ganz normales gläubiges Le-
ben. „Wir haben den Sabbat gehal-
ten, wir haben koscher gegessen; es 
war halt eine jüdische Familie, wie 
die meisten.“ (...)
Nach und nach wurde das jüdische 
leben mit Einschränkungen und 
Schikanen belegt. „Mein Vater war 
Kaufmann, er hat auf den Dörfern 
seine Waren verkauft. Die bauern 
hatten ja nicht sehr viel Geld. Die 
haben dann im Herbst nach dem 
Gänseschlachten bezahlt, das ging 
auf Pump. Hitler hat die ‚Umschul-

dung‘ eingeführt. Da mussten die 
Leute glaube ich eine Mark im Jahr 
bezahlen. Mein Vater hat dann alles 
mögliche gearbeitet, damit wir le-
ben konnten.“
Ruth hatte damals, als neunjähri-
ge, zunächst nicht so viel von allem 
mitbekommen. „Wir haben in der 
Innenstadt gewohnt und vorher mit 
allen möglichen Kindern gespielt. 
Wir haben Fangen, Verstecken und 
Ball gespielt, sind mit Nachbars Rol-
ler gefahren – und plötzlich sind die 
Steine geflogen! Da konnten wir 
nicht mehr mit den anderen Kin-
dern spielen. Wenn wir zur Schule 
gegangen sind, das war gefährlich, 
denn die Kinder haben Steine ge-

schmissen, nicht alle, aber viele. Es 
sind alle in die Hitlerjugend einge-
treten, mit den Uniformen rumge-
laufen, die Fahnen sind geflogen.“
Die Einschränkungen ließen natür-
lich auch im Bildungsbereich nicht 
auf sich warten. „Hier gab es eine jü-
dische Grundschule, die heute noch 
als Gemeindezentrum genutzt wird. 
Ab der 5. Klasse sind 85 bis 90 Pro-
zent der Kinder auf höhere Schulen 
gegangen. Juden durften nicht mehr 
in diese Schulen. Natürlich war die 
Grundschule dann zu klein für die 
vielen Kinder. Die Gemeinde hat ei-
nen Lehrer aus Frankfurt geholt, der 
den Kindern Fremdsprachen unter-
richtet hat. Englisch habe ich in der 
Schule gelernt.“
Weiter wurde den jüdischen 
Fuldaern das leben schwer ge-
macht. „Es verlief ja progressiv. Im 
April 1933 sind die jüdischen Ge-
schäfte boykottiert worden, die 
Scheiben eingeworfen, Einzelne 
verhaftet. (…) Manche haben ihren 
jüdischen Mietern gekündigt und 
diese mussten ausziehen. Wir ha-
ben Zwangsarbeit verrichtet bei der 
Kerzenfirma Gies, aber es war nicht 
sehr schlimm. Nach und nach sind 
die jüdischen Geschäfte verkauft 
worden. Die Inhaber wurden (…) 
gezwungen. Bär & Co. Warenhaus, 
Mittelstraße 30-32 mussten bei-
spielsweise an Sieling verkaufen.“ 
1938 gab es dann den Knall. „Am 9. 

November, das war ein Mittwoch, 
haben die angefangen, die Geschäf-
te kaputt zu schlagen, Fensterschei-
ben einzuschmeißen, in der Schule 
alles kaputt zu machen.“
Sicher waren es normale, aber auf-
gestachelte Mitbürger, die beim De-
molieren mitgemacht haben, aber… 
„Es war auch viel organisiert. Am 
10. November hat dann morgens 
eine Nachbarin bei uns geklingelt 
und gesagt: ‚Die Synagoge brennt!‘. 
Ein Bruder meines Vaters ist mit 
meinem Bruder runtergegangen, 
beide wurden von der Straße weg 
verhaftet. Am darauf folgenden 
Tag hat man alle nach Buchenwald 
gebracht. Offiziell benachrichtigt 

über den Verbleib der Angehörigen 
hat man uns nicht, es ist irgendwie 
durchgedrungen. Mein Bruder war 
17 Jahre alt. Er war in Buchenwald 
bis zum 17. Dezember 1938. Der 
Sohn einer Bäckersfamilie ist zur 
gleichen Zeit in Buchenwald ge-
storben. Meinen Bruder hatte man 
dort furchtbar geschlagen, Haare 
abgeschnitten. Er hat furchtbar ge-
stunken, denn er war sechs Wochen 
nicht gewaschen. Als er entlassen 
wurde, musste er unterschreiben, 
dass er Deutschland verlassen 
würde in ein vorgegebenes Land. 
Also war wichtig, dass er auswan-
dern würde, er konnte sonst im-
mer wieder arrestiert werden. Ein 
Bekannter hat aus Manchester für 
ihn Papiere geschickt, er ist am 19. 
April 1939 nach England abgereist. 
(…) Sehr viele haben die Kinder 
weggeschickt, und die Eltern sind 
geblieben und umgekommen. Man-
che Eltern hätten vielleicht auch 
die Möglichkeit gehabt zu fliehen, 
wenn sie genug Geld hatten, aber 
sie dachten ‚Ich war im Krieg, mein 
Vater, mein Großvater war im Krieg 
und ich bin Deutscher, mir wird gar 
nichts passieren!‘ Die waren so gute 
Deutsche. 1938 war klar, was los ist, 
zwar nicht im ganzen Ausmaß. Wir 
wollten ja weg. Aber wir hatten fast 
kein Geld.“
1941 wurden in Fulda die Depor-

tationen organisiert. „Wir sind be-
nachrichtigt worden, an dem und 
dem Tag sollen wir uns in der Turn-
halle in der Rabanusstraße einstel-
len, wo heute die Sparkasse ist, und 
sollen das und das mitbringen, und 
dann haben wir uns da gesammelt. 
Was sollte man denn tun? An den 
totalen Mord hat man noch nicht 
gedacht. Wenn man das gewusst 
hätte… Man hat uns dort am 8. De-
zember 1941 gesammelt, hat uns 
das Gold abgenommen, die Rin-
ge, alles weggenommen. Wir sind 
durch die Rabanusstraße gelaufen 
und die Petersgasse hoch bis zum 
Güterbahnhof. Da hat man uns in 
Personenwagen verladen und nach 

Kassel gebracht. Dort waren wir 
auch in einer Turnhalle. Man hat 
uns ausgezogen bis auf die Haut, 
manche hatten ja was am Körper 
versteckt. Den Transport hat man 
dort zusammengestellt, es waren 
nicht nur Leute aus Fulda sondern 
auch aus Marburg, aus Kassel, von 
überall. Es war ein Transport von 
über 1000 Menschen. Es gab uns 
Halt, dass wir viele und die Famili-
en zusammen waren. Am nächsten 
Morgen hat man uns in den Zug 
gesetzt, aber wohin hat man uns 
nicht gesagt. Wir sind drei Tage ge-
fahren. Wir hatten nicht genug zu 
trinken, das war das schlimmste. 
Wir sind nicht am Hauptbahnhof 
von Riga angekommen, sondern an 
einem Verladebahnhof. Man hat uns 
ins Ghetto geführt und das war so 
schaurig: man hat uns in Wohnun-
gen geführt, wo man geglaubt hat-
te, die Leute, die hier wohnen sind 
gerade weggegangen. Das Essen 
stand auf dem Tisch und es war al-
les so, als wenn jemand da wohnen 
würde. In Wahrheit sind die Leute 
am 30. November und 8. Dezember 
im Bickernschen Wald erschossen 
worden, aber wir haben das nicht 
gewusst.

Im weiteren Verlauf des sehr lan-
gen Artikels erzählt Ruth Rose ihre 
schrecklichen und intensiven Er-

lebnisse im Rigaer Ghetto, erzählt 
von der Zwangsarbeit, den Toten, 
den Misshandlungen, von Einzel-
schicksalen ihrer Bekannten und 
Verwandten sowie vom weiteren 
Verlauf ihrer Deportationen in die 
Lager Riga-Strasdenhof, Gotenha-
fen und Burggraben (KZ Stutthof) 
bei Danzig und den anschließenden 
Todesmärschen. Sie erwähnt, dass 
sehr wohl unter den Eingeschlosse-
nen in den Lagern und Ghettos be-
kannt war, dass in manchen Lagern 
Menschen vergast wurden. Details 
allerdings waren ihr unbekannt, die 
allgemeinen Nachrichten sicker-
ten aber durch. Sie erwähnte die 
Erschießungen auf den Märschen, 
die Krankheiten aufgrund Mange-
lernährung und schlechter Versor-
gung, die Hungertoten nach der 
Befreiung. Wir folgen dem Artikel 
weiter ab dem Moment der Befrei-
ung durch die russische Armee.

Folgte auf die Befreiung nicht eine 
ungeheure Erleichterung? „Bei 
Kriegsende war ich 21 Jahre alt. 
Aber man hat sich nicht gefreut. 
Wir waren vielleicht zu krank. Wir 
haben immer geglaubt, bei einer 
Befreiung würden alle jubeln. Und 
es sind auch noch sehr viele von 
uns gestorben. Viele wussten nicht, 
was mit ihren Verwandten war, ich 
wusste, das meine Eltern tot sind. 
Ich habe geglaubt zu wissen, dass 
mein Bruder lebt. Er hat auch über-
lebt. Ich bin von Russen unweit Lau-
enburg in Pommern befreit wor-
den. Ich war krank. Ich kann mich 
an den April überhaupt nicht erin-
nern. Ende Mai wurden wir aus dem 
Krankenhaus entlassen. Eigentlich 
hätten wir dann zu den Deutschen 
ins Lager gesollt. Es war noch eine 
Frau bei mir, die hat gesagt. ‚Wir 
gehen in kein Lager‘. Wir haben ei-
nen Zug nach Westen gesucht, Geld 
und Ausweise hatten wir nicht. Am 
30. Mai sind wir nach Berlin gekom-
men. (…) Die Leute standen nicht 
für Lebensmittel, sondern für Was-
ser an. Pumpen waren in der Stadt. 
Es war Chaos. Es hat geheißen, am 
15. Juni gehen die Amerikaner aus 
Thüringen weg und da gibt’s dann 
die Grenze, wie sie auch zuletzt war. 
Wir wollten in den Westen.“

Die Odysee ging weiter über Wit-
tenberg, Bitterfeld, Nordhausen. 
Das Ziel war Fulda (wegen des Bru-
ders), aber das schien durch die 
Zerstörungen kaum erreichbar. Es 
dauerte weitere Wochen über Hal-
le, Kassel, Gießen, Bad Nauheim bis 
nach Frankfurt. Auch hier machte 
Ruth in einer Flüchtlingsunterkunft 
Station. „Dort habe ich meinen 
Mann kennengelernt. Mein Mann 
war fünfeinhalb Jahre in Auschwitz, 
er hat eine Nummer am Arm. Am 
7. Juli sind wir nach Fulda gefah-
ren. Es hat zwölf Stunden gedauert 
von Frankfurt nach Fulda. Dreimal 
umsteigen. (…) In Fulda wurde uns 
geholfen. Bei der Stadtverwaltung 
saßen fast noch die gleichen Leute, 
wie in der Kriegszeit. Vielleicht ha-
ben die wirklich nicht gewusst, was 
in den Lagern alles passiert ist, die 
Erschießungen und Vergasungen. 
Aber die Abtransporte haben sie je-
denfalls mitgekriegt und ich glaube 
schon, dass einiges durchgesickert 
ist.“
Weiter auf der folgenden Seite.

„Das kann man 
sich gar nicht vorstellen“

Ruth Rose im Gespräch mit Gesine Türck - aus: fundsache - Fuldaer Stadtmagazin Nr. 38, November 1998

Foto:  fundsache - Fuldaer Stadtmagazin  Nr. 38,  November 1998
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Aus Ruth‘s Transport, der übrigens 
einer von dreien aus Fulda mit ins-
gesamt 257 Deportierten war, ha-
ben wohl zehn Personen überlebt. 
Aber sie sind alle nicht nach Fulda 
zurückgekehrt. „Die sind alle weg. 
Ich bin doch auch weggegangen. Ich 
habe Deutschland gehasst. Im Juni 
1949 sind wir mit unserem Sohn 
nach Amerika. Mir hat es dort sehr 
gut gefallen. Mein Mann wollte zu-
rück nach Deutschland, ich wäre 
ansonsten nicht zurückgegangen. 
1962 sind wir nach Frankfurt gezo-
gen.“
Bei American Express bekam Ruth 
eine Anstellung. Da die Mieten in 
Frankfurt aber damals fast unbe-
zahlbar waren, bat sie um eine Ver-
setzung in die Niederlassung Fulda. 
Hier fand sie mit ihrem Mann eine 
günstige Wohnung. Allerdings ge-
staltete sich die Rückkehr in die 
Heimatstadt nicht ganz unkompli-
ziert. Da Ruth ja nun mittlerweile 
amerikanische Staatsbürgerin war, 
„pflegte“ sie regelmäßigen Kon-
takt zu fuldischen Behörden. „Man 
musste immer einen Stempel ha-
ben: Aufenthaltserlaubnis, Arbeits-
erlaubnis, und das musste immer 
wieder erneuert werden.Das war 
mir zuviel und da bin ich zur Auslän-
derbehörde. Ich habe gesagt, ich bin 
doch aus Fulda, meine Eltern waren 
Deutsche, mein Vater war im ers-
ten Weltkrieg, ich will die deutsche 
Staatsangehörigkeit zurück. Aber es 
ging nicht.“
Von jüdischer Kultur konnte damals 
in Fulda nicht mehr die Rede sein. 
„1962 gab es nicht viele Juden in 
Fulda, vielleicht drei oder vier. Es 
hatte sich alles verändert. Heute 
sind es etliche mehr, es sind sehr 
viele Kontingentflüchtlinge dabei.“
Was hält Ruth von der Ausländer-
feindlichkeit, die in den letzten Jah-
ren in Deutschland um sich gegriffen 
hat? „Es sind nicht nur die Auslän-
der, es sind auch immer die Juden 
dabei. (…) Wenn die Zeiten schlecht 
sind und es gibt wenig Arbeit, wenn 
man sieht, die haben und die haben 
nicht, dann werden schnell große 
Unterschiede gemacht. Ich habe ge-
glaubt, die ‚Alten‘ sterben aus und 
die Jugend ist anders. Die Jugend 
ist heute genauso schlimm. (…) Der 
Fehler der gemacht wurde ist: Was 
sie heute tun, das hätte man vor 
fünfzig Jahren tun müssen. Aber da-
mals hat man das totgeschwiegen.“

(aus: fundsache - Fuldaer Stadtma-
gazin Nr. 38, Nov. 1998)

„Das kann man 
sich gar nicht vorstellen“

Den bleibenden Eindruck des 
Abends hinterließ die Eingelade-
ne selbst. Gudrun Pausewang, die 
Grande Dame der literarischen 
Szene weit über Osthessen hinaus, 
gab sich und uns uns die Ehre und 
stellte im anheimelnden Ambiente 
des „Café MandelRose“ ihr neues-
tes (letztes?) Buch vor – „HELDEN-
GEDENKEN ?“. Das Fragezeichen 
sei ihr besonders wichtig, wie sie 
betonte, und der Abend stilisierte 
ein bleibendes Ausrufezeichen da-
raus.

In der Tat: In Gegenwart der be-
wundernswerten 87-Jährigen ver-
kehren sich schon rein äußerlich 
Dinge in ihr blankes Gegenteil. So 
scheint die Schriftstellerin prima 
vista förmlich in ihrem Sessel zu 
versinken, veritabel aber überragt 
und überzeugt sie die geladene Hö-
rerschaft von der ersten Minute an. 
Ja, schon lange wollte sie – „bevor 
ich nicht mehr da bin“ – etwas zum 
Thema Heldengedenken schreiben. 
Denn sie habe im Laufe ihres Le-
bens an sich selbst erfahren, „wie 
manipulierbar der Mensch ist“. Der 
Schatten ihrer frühen Jahre belas-
tet sie noch. 1928 in Ostböhmen 
geboren, fühlte sich die dann Zehn-
jährige begeistert „von Hitler heim-
geholt“ ins „großdeutsche Reich“ 
und lernte im „Bund Deutscher 
Mädel“ (BDM) „so zu fühlen und zu 
denken wie die Nationalsozialis-
ten“; mit dem traurigen Höhe-, bes-
ser Tiefpunkt ihres fehlgeleiteten 
Enthusiasmus, dem HJ-Lied von 
Baumann mit den wertstürzen-
den Zeilen: „Ja, die Fahne ist mehr 
als der Tod“ und „Deutschland, du 
wirst leuchtend stehn, mögen wir 
auch untergehn“..

Unter diesen Lügengebäuden sei 
auch ihre Jugend „weggefallen“, und 
so wurde ihr „Lebensthema“: „mich 

selber zurecht rücken“. Es wur-
de ein langer Weg zur Metanoia, 
zur Umkehr. Am Anfang stand ein 
persönlicher Verlust. Ihr Vater – 
„ich hatte ihn sehr lieb“ – fiel 1943 
bei Mariupol. „In stolzer Trauer“ 
schrieb die Mutter in die Todesan-
zeige. „Da hab ich angefangen zu 
zweifeln. Mein Vater ein Held?“. 
Aber noch war die Trauer größer 
als die Reflexionskraft. „Ich merk-
te, dass sich in meinem Verhältnis 
zu den Begriffen Held und Helden-
gedenken etwas geändert hatte. 

Nicht aber in meiner Verehrung 
und Bewunderung von Hitler und 
meiner Beziehung zum National-
sozialismus … Und erst in Südame-
rika, vierzehn, fünfzehn Jahre nach 
dem Kriegsende, als ich viele neue 
Erkenntnisse erworben und immer 
wieder über mich selber den Kopf 
geschüttelt habe, wurde ich zu ei-
ner Kriegsgegnerin“.

Die einzelnen Kapitel des vorge-
stellten Buches markieren quasi die 
Meilensteine des langen Weges zu 
sich selber. Und sie ersparen dem 
Leser im Abschnitt „Gegentenden-
zen“ auch nicht schreckliche Blicke 
in erschreckende Abgründe des 
realen Kriegsinfernos. Frau Pau-
sewang zitiert aus Klassikern wie 
Wilhelm Lamszus („Das Menschen-
schlachthaus“), Ernst Friedrich 
(„Krieg dem Kriege“) und Erich Ma-
ria Remarque („Im Westen nichts 
Neues“) – keine Spur von Helden, 
aber vom „widerlichen Tod“. Klimax 
ist die These: „Jedem Militarismus 
wohnt Sklaverei inne!“.

Durch lange Lebenserfahrung pri-
mär gebildet und durch eingehen-
de Studien fundiert klingt es dann 
glaubwürdig, standfest und anste-
ckend, wenn die (in hohem Lebens-
alter) promovierte Germanistin 

postuliert: „Ich bin Pazifistin!“. Und 
sie fügt klug geworden ambivalent 
hinzu: „Ich traue den Menschen viel 
zu, viel Gutes, aber auch viel Böses“.

Über 100 Bücher hat Gudrun Pau-
sewang darüber geschrieben: „24 
für Erwachsene, 24 für Kinder, und 
die bis 100, das sind welche für 
Jugendliche“. Die Schlitzer Grund-
schullehrerin entlässt Leser und 
Zuhörer mit einer Schulgeschichte 
im Nachwort. Ein Lehrer erzählt 
„in ein paar hundert Jahren“ seinen 

Kindern von lange vergangenen 
Kriegen, in denen Menschen „ein-
ander in Massen umbrachten“. Die 
Kinder sind entsetzt und fragen: 
„Was mussten das für Monster ge-
wesen sein!“

„Diese Monster sind wir“, resümiert 
die Autorin und schließt: „Ich wün-
sche mir oft, es gäbe auf unserer 
Erde keine Kriege mehr!“.

Da gehen die Gedanken bindend zu-
rück zu Bert Brecht: „Das Gedächt-
nis der Menschheit ist erstaunlich 
kurz … Lasst uns das tausendmal 
Gesagte immer wieder sagen, da-
mit es nicht einmal zu wenig gesagt 
werde“ (1952).

Danke, Frau Pausewang, dass Sie 
es an diesem Abend wieder gesagt 
haben!

Und sie hat eines noch gesagt. Mit 
Verwunderung, ein wenig Trauer 
und auch Verständnis haben die 
Zuhörer die Antwort gehört auf die 
Frage nach ihren nächsten Plänen. 
„Jetzt will ich erst mal sterben…“

Gudrun Pausewang: Heldengeden-
ken?. VAS – Verlag für Akademische 
Schriften, Bad Homburg, 2015, 
ISBN 978-3-88864-536-5, 15 Euro

Von der Manipulierbarkeit 
des Menschen
Ein Gastbeitrag von Peter Krahulec

Gudrun Pausewang (Quelle: privat)

frei & willig – 
Fuldaer 
Initiativen stel-
len sich vor

Seit 2014 stellen sich Fuldaer In-
itiativen zu Beginn des Winter-
semesters den Studierenden der 
Hochschule an einem Abend im 
Café Chaos vor. Anlässlich des dies-
jährigen Abends ist erstmals der 
„Fuldaer Initiativen-Reader“ er-
schienen. Auf 48 Seiten im DIN A 
6-Jackentaschenformat stellen sich 
zahlreiche Gruppen vor. Der Rea-
der ist nicht nur an der Hochschule, 

sondern auch im Stadtgebiet an di-
versen Auslagestellen erhältlich.
Auch die AGORA ist Teil dieses lo-
sen Netzwerkes verschiedenster 
Initiativen in Fulda, das sich un-
regelmäßig zum Austausch und 
zur Vorbereitung des Abends im 
November trifft. Im ersten und 
wichtigsten Teil des Reader sind 
Beschreibungen und Kontaktdaten 
der unterschiedlichsten Initiativen 

dargelegt, von Z wie „Zeppelingär-
ten“ bis A wie „Agora“. Im zweiten 
Teil kommen Regional- und Orts-
gruppen überregionaler Organisa-
tionen zu Wort. Im Anhang gibt es 
noch eine nützliche Adressenüber-
sicht sowie Treffen und Termine, 
hauptsächlich gedacht für neu in 
der Stadt angekommene Menschen, 
die sich orientieren. Der Reader soll 
jährlich aktualisiert werden.
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Fuldas Radverkehrsanlagen sind so 
unattraktiv und unsicher, dass sich 
Radelnde auf die Bürgersteige ret-
ten.

Studien haben gezeigt: je höher 
das Fahrradaufkommen in einer 
Stadt, desto sicherer die Radelnden. 
Im Umkehrschluss bedeutet dies  

dagegen, dass in Städten wie Fulda, 
wo sie eine – wenn vielleicht auch 
wachsende – kleine Minderheit sind, 
Radelnde von ihrem Gegenüber am 
Steuer von Kraftfahrzeugen beson-
ders häufig übersehen oder falsch 
eingeschätzt werden. Dass dies 
lebensgefährlich sein kann, zeigte 
der kürzlich geschehene Unfall an 
der Petersberger Straße, an der ein 
Lastwagenfahrer einen Radler of-
fenbar beim Rechtsabbiegen in den 
Zieherser Weg schlicht und einfach 
übersah – und tötete. Ein weiterer 
Unfall, bei dem wieder ein Radfah-
rer von einem rechtsabbiegenden 
Autofahrer angefahren und verletzt 
wurde, ereignete sich an genau der-
selben Stelle nur wenige Wochen 
später.
Gerade aufgrund der noch relativ 
geringen Radelndendichte und ei-
ner Verkehrskultur, in der für viele 
Menschen hinterm Steuer alle, die 
zu Fuß und mit dem Rad unterwegs 
sind, erst einmal als Hindernis gel-
ten, müssten die Radverkehrsan-
lagen und die Verkehrsführung 
insgesamt eigentlich dem erhöhten 
Gefahrenpotential Rechnung tra-
gen. Radverkehrsanlagen sind in 
Fulda aber bruchstückhaft ange-
legt, schaffen oft für alle Beteiligten 
unklare Situationen und entspre-
chen häufig nicht den Empfehlun-
gen für Radverkehrsanlagen. Allein 
letzteres ist, wie eine Studie des 
Bundesverkehrsamts belegt, für 
sich genommen bereits unfallträch-
tig. Bei der Planung von Straßen 
geht es offenbar immer nur um den 
Komfort des Kraftverkehrs statt um 
die Sicherheit der nicht-motorisier-
ten Verkehrsteilnehmenden.
Grüner Pfeil: Mit Schwung ins 
Weichziel
Die Ecke Petersberger Straße und 
Zieherser Weg, wo der tödliche Un-
fall geschah, ist ein gutes Beispiel 
für diese Situation. 
Auf der Petersberger Straße ist 
wieder nur die besonders billig 
und platzsparend einzurichtende 
Schrumpfform der Radverkehr-
sanlagen zu finden, der sogenann-
te Schutzstreifen. Zwar ist er hier 
zusätzlich zur für Schutzstreifen 
vorgeschriebenen gestrichelten 
Seitenbegrenzung rot markiert, 
doch diese Markierung wird an al-
len Kreuzungen und fast allen Ein-
mündungen unterbrochen, so dass 
Unkundigen Kfz-Lenkenden sugge-
riert wird, an diesen Stellen ende 

die Radverkehrsanlage. Unkundi-
gen Radelnden wird dagegen mög-
licherweise signalisiert, sie befän-
den sich auf einem Radweg – statt 
einem bloßen Schutzstreifen. Hier 
wird ganz klar gegen die Empfeh-
lung verstoßen, dass Radverkehr-
sanlagen radfahrende Menschen 
konsistent über Kreuzungen hin-
weg führen sollen. An der Unfalle-
cke kommen aber noch zwei weite-
re Gefahrenherde hinzu. 
Zum einen ist die Fußgängerampel 
auf dem Zieherser Weg extrem weit 
von der Petersberger Straße ab-
gesetzt worden – so weit, dass ein 
Pkw komplett auf dem Zieherser 
Weg vor dem Fußgängerüberweg 
halten kann. Ziel dieser Maßnahme 
ist offenbar, wie meist in Fulda, den 
Kraftverkehr so wenig wie möglich 
stocken zu lassen. Dies verleitet 
dazu, aufs Gaspedal zu treten und 
schwungvoll einzubiegen, da Orts-
kundige ja wissen, dass sie dies tun 
können, ohne zu Fuß Gehende zu 
behindern – allerdings eben nicht, 
ohne Radfahrende an Leib und Le-
ben zu gefährden. Zusätzlich gestei-
gert wird das Gefahrenpotential an 
dieser Stelle noch durch den dort 
angebrachten Grünen Pfeil, der 
anderswo in Fulda häufig zu Kon-
flikten zwischen Kraftverkehr und 
Fußgängerinnen und Fußgängern 
führt.

Fuldas Radwege: Mängelbehaftet 
und bruchstückhaft
Fuldas Radverkehrsanlagen ent-
sprechen leider nur höchst selten 
den Empfehlungen für Radverkehr-
sanlagen, was ihre Benutzung ge-
fährlich macht – besonders, wenn 
Radelnde in höheren Geschwindig-
keiten unterwegs sind. Einerseits 
sind Radwege so angelegt, dass 
Radelnde bei der Überquerung von 
Seitenstraßen übersehen und zu-
dem Fußgänger behindert werden 
wie auf dem nicht benutzungspflich-
tigen Radweg auf der Südseite der 
Kurfürstenstraße zwischen Hein-
rich-von-Bibra-Platz und Bahnhofs-
vorplatz. Oder Radverkehrsanlagen 
führen als Schutzstreifen direkt an 
parkenden Autos entlang. Sicher zu 
befahren sind solche Radverkehr-
sanlagen nur bei extrem gedros-
selter Geschwindigkeit, was aber 
gerade auf Durchgangsstraßen wie 
beispielsweise der Leipziger Straße, 
wo der Autoverkehr 50 km/h fährt, 
für Radelnde weder zumutbar noch 

gerecht ist.
Noch ärgerlicher ist die Tatsache, 
dass es kaum durchgängige Lösun-
gen für den Radverkehr gibt. Selbst 
auf neu ausgebauten Straßen wie 
der Heidelsteinstraße endet ein 
schon wegen der Pflasterung und 
des gemischten Rad-Fuß-Verkehrs 
ungünstig angelegter benutzungs-
pflichtiger Radweg plötzlich in ei-
nem Parkstreifen für Kfz, und Link-
sabbieger hat man offenbar ganz 
vergessen. Die Florengasse darf in 
Gegenrichtung der Einbahnstraße 
befahren werden – aber es ist nicht 
möglich, an dieser Stelle radfahrend 
die Dalbergstraße zu queren. Wer 
in Fulda Rad fährt, kann unzählige 
solcher Beispiele auflisten.

Was willst du auf der Straße? Drän-
gel, hup, huuup!
Zur Gefährlichkeit und Bruchstück-
haftigkeit der Radverkehrsanlagen 
kommt außerdem noch die Un-
klarheit bezüglich der Benutzungs-
pflicht hinzu. Beispielsweise steht 
am auf dem Bürgersteig markierten 
Radweg auf der Leipziger Straße 
zwischen Kurfürstenstraße und 
Amand-Ney-Straße kein blaues 
Radwege-Schild – also besteht ver-
mutlich keine Benutzungspflicht. 
Da der Weg aber markiert ist, müs-
sen Radelnde, die den hindernispar-
coursartigen schmalen Radweg 
vermeiden wollen, da er bei Gefälle 
eine Bushaltestelle und einen Tun-
neleckpfeiler slalomartig umrundet, 
mit Gedrängel, Hupen und Anspray-
en durch nette Fuldaer Kraftfahr-
zeuglenkerinnen und –lenker rech-
nen.
Fuldaer Radverkehrsanlagen sig-
nalisieren Radelnden unablässig: 
bleib auf dem Bürgersteig, da bist 
du sicher! Kein Wunder also, wenn 
man in Fulda ständig Radfahrende 
auf den Bürgersteigen antrifft – es 
ihnen allerdings auch kaum ver-
denken kann. Abgesehen davon, 
dass sich viele der zu Fuß Gehen-
den von Radelnden gestört fühlen, 
ist das Radeln auf dem Bürgersteig 
allerdings objektiv nicht unbedingt 
sicherer, besonders an Einfahr-
ten und anderen Stellen, wo den 
Bürgersteig querende Kraftfahr-
zeuglenkende schlechte Sicht auf 
den Fußweg haben. Ziel kann daher 
eigentlich nur sein, Fuldas Straßen 
endlich so sicher zu machen, dass 
sich alle trauen können, auch auf 
der Straße zu radeln.

Radfahrende in Fulda:
Zweitrangige Hindernisse

Ein Gastbeitrag von Amata Schneider-Ludorff

Seit dem 17. Oktober, gut einen 
Monat nach dem tödlichen Unfall 
an der Ecke Petersberger Straße/
Zieherser Weg, erinnert nun ein 
weiß gestrichenes Mahnrad an den 
dort getöteten Radfahrer. AGORA, 
der ADFC Fulda und die Bürgerini-
tiative Verkehrswende Fulda stell-
ten das Rad in einer gemeinsamen 
Aktion von etwa 20 Teilnehmen-
den auf, um des Toten zu gedenken 
und außerdem auf die Gefahren an 
dieser Stelle hinzuweisen.

Der sechsundfünfzigjährige Pe-
tersberger Radfahrer, der bei dem 
Unfall getötet wurde, war wie im-
mer morgens auf dem Weg zur 
Arbeit, als er die Petersberger 
Straße geradeaus an der Einmün-
dung Zieherser Weg herunterfuhr. 

Laut Pressemeldung der Polizei 
Osthessen übersah ihn ein in den 
Zieherser Weg rechts abbiegender 
Sattelschlepper, so dass er auf das 
Fahrzeug aufprallte und zu Boden 
geschleudert wurde. Der Radfahrer 
wurde ins Krankenhaus gebracht, 
starb dort aber wenig später auf-
grund seiner schweren Verletzun-
gen.
Unter denen, die zur Aufstellung 
des Rads gekommen war, mischte 
sich Trauer mit Ärger und dem Ge-
fühl, dass sich an der Stelle ähnliche 
Unfälle jederzeit wiederholen kön-
nen. So waren die Aktivistinnen und 
Aktivisten von Critical Mass Fulda 
drei Wochen nach dem Unfall zu der 
Stelle gefahren, um sie zu begutach-
ten, als genau in dem Moment, in 
dem sie dort ankamen, wieder ein 

Radfahrer von einem Rechtsabbie-
genden Kraftfahrer übersehen und 
angefahren wurde. Der Notdienst 
lieferte den schwer verletzten Rad-
fahrer in die Klinik ein.
Franz Hupke, der Inhaber und Be-
treiber des Kiosks an der Ecke Pe-
tersberger/Zieherser Weg kom-
mentierte, er „erlebe sehr oft, dass 
hier Fahrradfahrer angefahren 
werden.“ Seit dem tödlichen Unfall 
habe es bereits zwei weitere Un-
fälle gegeben. Was dort besonders 
zum Gefährdungspotential beiträgt 
ist der Grüne Pfeil, der Rechtsab-
biegen auch bei einer roten Ampel 
erlaubt. Für Hupke stellt sich damit 
„die Frage, ob man das nicht über-
denken sollte.“ Verbunden damit, 
dass der Fußgängerüberweg auf 
dem Zieherser Weg so weit von der 

Petersberger Straße abgesetzt ist, 
dass vor dem Überweg ein komplet-
ter Pkw Platz findet, kann der Grü-
ne Pfeil an dieser Stelle geradezu 
als Einladung verstanden werden, 

ohne anzuhalten schwungvoll nach 
rechts abzubiegen – obwohl der 
Grüne Pfeil vor dem Abbiegen na-
türlich ein Halten an der Haltelinie 
vorsieht.
Was an der Kreuzung Petersberger 
Straße/Zieherser Weg zusätzlich 
für Verwirrung sorgen könnte, ist 
die Tatsache, dass die auf der Pe-
tersberger Straße vorhandene rote 
Markierung des Schutzstreifens im 
Kreuzungsbereich unterbrochen 
wird – also gerade dort, wo Rad-
fahrende am schutzbedürftigsten 
sind. Schutzstreifen müssen zwar 
nicht rot markiert sein, aber wenn 
sie es sind und die Markierung an 
Einmündungen und Kreuzungen 
unterbrochen wird, könnte damit 
ein falsches Signal gesetzt werden.

Mahnrad erinnert an tödlichen Unfall
Ein Gastbeitrag von Amata Schneider-Ludorff

Das Mahnrad (Foto: AGORA)

Radfahren in Fulda (Foto: Amata Schneider-Ludorff)
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Sie sind neu in Fulda? Oder Sie sind 
hier bisher noch nicht Rad gefah-
ren und wollen es jetzt versuchen 
– aber die Nachrichten über ge-
fährliche Radwege und tödliche 
Unfälle schrecken Sie ab? Keine 
Sorge: mit unseren fünf leicht zu 
beachtenden Regeln kommen Sie 
sicher durch den Fuldaer Verkehr.

Regel 1: Schön auf dem Bürger-
steig bleiben! Auch wenn sich nur 
für wenige Sekunden wegen enger 
Straßen und Gegenverkehrs kei-
ne Überholmöglichkeit für hinter 
Ihnen fahrende Kraftfahrzeuge 
bietet, werden Sie häufig anhand 
aufbrummender Motoren und 
spürbarer Wellen aufgestauter Ag-
gression merken, dass Sie gerade 
nur noch als Hindernis und nicht 
als jemand, der gleichberechtigt am 
Verkehr teilnimmt, betrachtet wer-
den. Der Grund: eine zahlenmäßig 
nicht unerhebliche Unterspezies 
der Fuldaer Kraftfahrerinnen und 
–fahrer (Automobilicus Fuldensis) 
gehört der Gattung Drängelanth-
ropus robustus an. Unsere Lösung: 
fahren Sie einfach auf dem Bürger-
steig, denn das ist in Fulda sowie 
schon so sehr Usus, dass selbst die 
Ordnungspolizei kaum Anstoß dar-
an nimmt.

Regel 2: Einfach schieben! Der 
Name Linksabbiegespur täuscht 
- biegen Sie nie auf einer solchen 
links ab! (Biegen Sie am besten 
überhaupt nie links ab – dies ist 
schließlich Fulda, wo das Rechts-
fahrgebot besonders ernst genom-
men wird!) Dies gilt besonders, 
wenn sich auf der Straße, die Sie 
befahren, ein Schutz- oder gar Rad-
streifen befindet. Eine Minderheit 
innerhalb des Automobilicus Ful-
densis, der Homo ignorantus, ist 
nämlich der festen Überzeugung, 
dass Radfahrende immer auf für sie 
speziell gekennzeichneten Wegen 
fahren müssen und auf regulären 
Fahrbahnen und Straßen nichts zu 
suchen haben. Also beachten Sie: 
Egal, wohin Sie wollen, bleiben Sie 
auf den für Sie markierten Streifen 
oder steigen Sie ab und schieben. 
Wie heißt es im Volksmund: Wer 
sein Fahrrad liebt, der schiebt.

Regel 3: Durchgehend Schritttem-
po! Sie haben sicher schon von den 
in Fulda besonders gefährlichen 
Schutzstreifen gehört, die direkt 
an parkenden Autos entlangführen. 
Hier kann Sie natürlich jederzeit 
eine Autotür erwischen, wenn Sie 
sich erdreisten, auf einer Durch-
fahrtsstraße wie der Dalberg- oder 
Leipziger Straße – möglicherwei-
se noch bergab – 25, 30 oder gar 
40 Kilometerstunden fahren zu 
wollen. Aber keine Angst: fahren 
Sie einfach immer Schritttempo. 
So sind Sie zwar langsamer als die 
Fuldaer Busse, aber dafür können 
Sie Ihre Umgebung wenigstens 
richtig wahrnehmen. Fulda ist 
schließlich eine sehenswerte Stadt. 
Dabei wird Ihnen dann auch aufge-
hen, dass die Fuldaer Radverkehr-
sanlagen konsistent für Radelnde 
im Schritttempo ausgelegt worden 
sind.

Regel 4: Höflichkeit gewinnt! Vor 
dem Hintergrund der Fuldaer 
Wahlergebnisse mag es unwahr-
scheinlich klingen, aber unsere Un-
tersuchungen haben ergeben, dass 
ein großer Teil des Automobilicus 
Fuldensis auf dem rechten Auge 
blind zu sein scheint (Automobili-
cus caecus ad dextram). Rechnen 
Sie daher nie damit, von rechts ab-
biegenden Kraftfahrenden gese-
hen zu werden. Wenn Sie unsere 
Regeln befolgen, fahren Sie ja oh-
nehin schon Schritttempo, so dass 
Sie es problemlos schaffen werden, 
an jeder Einmündung anzuhalten 
und alle abbiegenden Autos erst 
einmal vorbeizulassen. Höflichkeit 
gewinnt!

Regel 5: Rauf auf den Dachgepäck-
träger! Wenn Sie sich immer noch 
unsicher fühlen sollten, was natür-
lich unwahrscheinlich ist, hier der 
ultimative Tipp, um sicher mit dem 
Rad durch den Fuldaer Verkehr zu 
kommen: Befestigen Sie Ihr Fahr-
rad auf dem Dach- oder Heckge-
päckträger Ihres Autos und fahren 
Sie zum einem der nächsten Fern-
radwanderwege, die ja größtenteils 
abseits von Straßen verlaufen, auf 
denen Kraftverkehr zugelassen ist.

Radeln in Fulda: 
Eine Anleitung
Ein Gastbeitrag von Amata Schneider-Ludorff

Welchen Grund kann es geben, an 
einem Sonntagmorgen früh aufzu-
stehen? Wer wie ich in der Fuldaer 
Innenstadt wohnt, möchte sich und 
seiner Lunge vielleicht etwas Gutes 
tun. Die Luft ist an Sonntagen deut-
lich klarer und so reiße zumindest 
ich die Fenster meiner Wohnung 
sperrangelweit auf.

Zunächst möchte ich klarstellen, 
dass gerne in Fulda lebe und daher 
fällt es mir auch schwer zuzugeben, 
dass es in meiner geliebten Heimat-
stadt oft stinkt. Nun liegen zwar 
keine Industrieanlagen in der Nähe 
meiner Wohnung, aber die Auto-
abgase reichen schon aus, damit 
ich gequält die Nase rümpfe. Am 
Sonntagmorgen sind jedoch kaum 
Stinker auf der Straße unterwegs 
– und ich meine alle Autos mit Ver-
brennungsmotor, nicht nur die von 
Volkswagen. 

Viele Leser werden sich denken, 
was ich mich künstlich abrege – 
schließlich gibt es genug andere 
Probleme, um die es sich zu küm-
mern lohnt. Mich fasziniert jedoch 
die Frage, warum wir es als normal 
betrachten, dass unser Art uns fort-
zubewegen unserer Gesundheit 
schadet, die Umwelt vergiftet und 
gleichzeitig noch enorme Flächen 
des öffentlichen Raums für sich be-
ansprucht. 

Gehe ich durch Fulda, stehen an je-
der Ecke Autos – meist erlaubt und 
mal im Parkverbot. Dann frage ich 
mich oft, warum es für die meisten 
meiner Mitbürger normal ist, ein 
Fahrzeug zu besitzen, welches 98 
Prozent des Tages rumsteht und 
Kosten verursacht. Ein parkendes 
Auto verbraucht zwar kein Benzin, 
kostet aber dennoch Steuer und 
Versicherung und das rund um die 
Uhr. Ich persönlich kenne keinen 
Betrieb, der sich Maschinen an-
schafft, die er die meiste Zeit unge-
nutzt lässt – weil es schlicht keinen 
Sinn ergibt. 

Vielleicht wird in ein paar Jahr-
zehnten unser heutiges norma-
les Verhalten als verrückt gelten. 
Kopfschüttelnd versuchen unsere 
Nachfahren eventuell zu ergrün-
den, warum wir die Luft in unseren 
Städten verpestet haben, nur um 
von A nach B zu kommen. In meinen 
Augen lohnt es sich darüber nach-
zudenken, ob wir tatsächlich so vie-
le Autos benötigen. 

Schon heute können wir Fahrge-
meinschaften bilden, Autos nach 
Bedarf anmieten, öfter aufs Fahr-
rad steigen und vielleicht auch mal 
zu Fuß gehen. Mein Traum: Gene-
rell weniger Autos und dafür so vie-
le wie möglich mit Elektroantrieb. 
Wir würden nicht nur öffentliche 
Flächen zurückgewinnen, sondern 
unsere Lungen wären uns sehr 
dankbar. 

Sonntags
kann
man
lüften
Ein Gastbeitrag 
von Jens Brehl

Sonntags kann man lüften. 
(Foto: Krug6, creative commons, www.flickr.
com )

Weisheit stellt sich nicht immer mit dem 
Alter ein. Manchmal kommt das Alter ganz 
allein.

Jeanne Moreau

Bei keiner anderen Erfindung ist das Nützli-
che mit dem Angenehmen so innig verbun-
den, wie beim Fahrrad.

Adam Opel

Zum ersten Mal in der Geschichte hängt das 
physische Überleben der Menschheit von 
einer radikalen Veränderung des Herzens ab. 

Erich Fromm

Jedermann kann was gegen die Erderwär-
mung tun! Ich lasse z.B. immer meine Kühl-
schranktür auf! Das bringt allein in meiner 
Küche 4°C weniger!

Nolker Vies

Kann es richtig sein, wenn das Kilo Klopapier 
bei uns teurer ist als das Kilo Fleisch.

Monsignore Peter Kossen

Hohle Töpfe haben den lautesten Klang.
William Shakespeare

Wenn ein Mensch dir sagt, er sei durch harte 
Arbeit reich geworden, frag ihn, durch wes-
sen Arbeit.

Don Marquis

„Die Rechnung ist ja eigentlich ganz einfach: 
Mit Heizöl würden wir zweieinhalb Millionen 

Euro im Jahr an die Ölscheichs bezahlen. So 
müssen wir nur eine halbe Million Euro für 

Stroh an die Bauern zahlen.
Arne Kremmer Jensen

Die bisherigen Fortschritte im Klima- und 
Umweltschutz sind viel zu gering. Die Wider-
stände von konservativer Seite aus leider viel 
zu groß, die Menschen sind zu gleichgültig, 
schläfrig und verantwortungslos. Es fehlt ih-
nen der Wille, ihre Lebensstile, Produktions-
weisen und Konsumverhalten zu ändern.

Papst Franziskus

Ein Idiot, der griechische Philosophen zitiert, 
ist immer noch ein Idiot.

Das Känguru



AGORA   Ausgabe 79 Stadtleben

Einmal jährlich erhalten Mitglie-
der der Katholischen Kirche in 
Fulda Post vom Kirchengemein-
deverband. Darin enthalten ein 
Überweisungsbeleg, eine offiziel-
le Aufforderung zur Zahlung des 
Kirchgeldes sowie eine Wider-
spruchsbelehrung. Doch was hat es 
mit diesem Kirchgeld auf sich und 
warum sollen Katholikinnen und 
Katholiken neben der monatlich 
vom Staat eingezogenen Kirchen-
steuer noch weiteres Geld bezah-
len? Eine Spurensuche im Finanzdi-
ckicht der Kirche.

Um eine Erkenntnis gleich vorweg 
zu nehmen: nicht jeder, der einen 
Kirchgeldbescheid erhält, muss 
diesen Betrag auch zahlen. Doch 
eins nach dem anderen. Die beiden 
großen Kirchen in Deutschland 
sind finanziell weich gebettet. Die 
Steuer zieht der Staat ein und ver-
teilt sie, kirchliche Besitztümer und 
Konzernbeteiligungen werfen hor-
rende Renditen ab und ein Groß-
teil des kirchlichen Personals wird 
aus staatlichen Mitteln bezahlt. So 
weit, so bekannt. Was die Kirchen 
mit all den jährlichen Milliarden ma-
chen, bleibt oft im Dunkeln verbor-
gen. Man müsste meinen, das Geld 
reiche locker für die sozialen und 
karitativen Aufgaben der Kirchen. 
Wozu braucht es dann noch weitere 
Zahlungen wie das Kirchgeld?

Bundesweit wird das Kirchgeld 
nur von einem geringen Teil der 
Kirchengemeinden erhoben. Aber 
einige evangelische Gemeinden, 
hauptsächlich aber katholische Ge-
meinden nutzen diese Möglichkeit 
ihre Schäfchen zur Kasse zu bit-
ten. In Fulda ist es ausschließlich 
der Katholische Kirchengemein-
deverband, der als lokaler Zusam-
menschluss der Pfarreien die Hand 
aufhält. Die Einnahmen, so der Ver-
band auf Nachfrage der AGORA, 
„werden nach Mitgliederzahlen an 
die einzelnen Pfarreien des Verban-
des ausgezahlt.“ Es sind nach Aus-
sage der Pfarreien „überpfarrliche 
Aufgaben“, die damit ausgeglichen 
werden. 

Dass die Kirchensteuer zur De-
ckung dieser Aufgaben nicht aus-
reicht, legitimiert der Katholische 
Kirchengemeindeverband Fulda 
bereits im Einführungstext des Be-
scheides. 

Das Kirchgeld werde unter anderem 
für die „Förderung der kirchlichen 
Büchereiarbeit, Caritasverband, 
Erwachsenen- und Jugendbildung, 
das Franziskaner-Kloster Frauen-
berg für Hilfen in der Seelsorge so-
wie Erhaltung kirchlicher Gebäude“ 
dringend gebraucht. 

Als gesetzliche Grundlage dieser 
Forderung wird das „Gesetz über 
die Erhebung von Steuern durch 
die Kirchen, Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften im Lan-
de Hessen (Kirchensteuergesetz)“ 
vom 25. September 1968 angeführt. 
Außerdem dient die Kirchensteu-
erordnung für die Diözese Fulda, 
einstimmig vom Diözesankirchen-
steuerrat am 12. Dezember 1968 
beschlossen und vier Tage später 
vom Hessischen Kultusminister be-
reits genehmigt, als Grund für den 
Anspruch. Doch was verbirgt sich 
hinter Gesetz und Verordnung?

Es bedarf einer grundsätzlich wich-
tigen Erklärung der Begrifflichkei.

ten im Zusammenhang mit dem 
Kirchgeld, denn es gibt zwei unter-
schiedliche Arten dieses Kirchen-
steuerparagraphen; siehe Infokas-
ten). Bei dem in Fulda versandten 
Brief handelt es sich um das „allge-
meine Kirchgeld“ (Ortskirchensteu-
er), „das die Gemeindekirchen als 
Ersatz für entgangene Kirchensteu-
er aufgrund zu geringer Einkünfte 
des Kirchenangehörigen erheben 
dürfen“ (steuernetz.de). Mit ande-
ren Worten: wer wenig bis keine 
Kirchensteuer zahlen muss, wird 
lokal nochmal geschröpft, damit die 
Kirche hier keinen Verlust erleidet.

Die eingezogene Kirchensteuer 
wird nach rechnerischen Schlüs-
seln auf die Diözesen verteilt, die 
wiederum die weitere Verwendung 
der Steuergelder verwalten. „Da 
der Finanzbedarf unserer Kirchen-
gemeinden […] nicht voll gedeckt 
werden kann, sind die Gemeinden 
[…] auf die Erhebung des Kirchgel-
des angewiesen“, so liest es sich im 
Bescheid. Ob bei der Verwendung 
der Kirchensteuereinnahmen die 
richtige Prioritätensetzung bei den 
Ausgaben besteht, oder ob es eine 
tatsächliche Unterfinanzierung 
der kirchlichen Basisarbeit gibt, sei 
mal dahin gestellt. Es ist eine Fra-
ge der Verhältnismäßigkeit, wenn 
die Kirchengemeinde zur Deckung 
durchaus wichtiger Aufgaben wie 
Seelsorge, karitativer Zwecke und 
Gemeindearbeit auf zusätzliche 
Gelder ihrer Angehörigen angewie-
sen ist. Die Einforderung des Kirch-
geldes scheint hier der einfachere 
Weg zu sein, das Kirchenvolk wird 
stellenweise doppelt mit Zahlungen 
belastet. 
    
Ob Zahlungspflicht oder nicht, lässt 
Mitglieder der Katholischen Kirche 
in Fulda unsicher sein, zumal sich 
der Kirchgeldbescheid wie eine 
pflichtgemäße Weisung einer obe-
ren Finanzbehörde liest, der man 
unbedingt nachzukommen habe. In 
der Widerspruchserklärung wird 
von „Verpflichtung zur Zahlung“ ge-
sprochen. Bestes Amtsdeutsch hin-
terlässt den Eindruck, die Zahlung 
sei ein gesetzliches Muss. Doch so 
eindeutig, wie es den Worten nach 
klingt, ist die Verpflichtung nicht. 

Rechtlich gesehen haben die Ver-
bände die Möglichkeit, das Kirch-
geld einzufordern. Hier sieht sich 
auch der Katholische Kirchenge-
meindeverband Fulda im Recht. Er 
weist darauf hin, dass das Kirchgeld 
„keine freiwillige Abgabe“ sei. Das 
Recht der Forderung aber bedeutet 
nicht unbedingt die Pflicht zur Zah-
lung. Man muss ziemlich tief in den 
Paragraphendschungel eintauchen, 
um festzustellen, ob es sich bei der 
Ortskirchensteuer wirklich um eine 
zusätzliche Pflichtabgabe an die 
Gemeinde handelt. Die Zahlung 
des Kirchgeldes ist Bestandteil des 
Kirchensteuergesetzes, somit sind 
Kirchensteuer und Kirchgeld mitei-
nander verrechenbar. Einfacher ge-
sagt muss der kein Kirchgeld zahlen, 
der die Kirchensteuer bereits vom 
Lohn abgezogen bekommen hat. 
Eine Tatsache, die leider so nicht im 
Bescheid steht, denn in diesem wird 
lediglich darauf hingewiesen, „dass 
Ihre Kirchengeldzahlung zu den 
abzugsfähigen Sonderausgaben ge-
hört“. 

Welche Schlussfolgerungen bleiben 
daraus? Da wäre die Transparenz, 
die der Verband von sich aus be-
reits im Bescheid herstellen könnte. 
Das Kirchenvolk hat zumindest das 
moralische Recht auf umfassende 
Informationen zu dieser Sonder-
zahlung und ihrem rechtlichen Sta-
tus. Auch bedarf es einer größeren 
Transparenz im Umgang mit diesen 
Geldern. Der Haushaltsplan sowie 
die Haushaltsrechnung werden 
nach Aussage des Katholischen 
Kirchengemeindeverbandes für 
zwei Wochen zur Einsicht in der Ge-
schäftsstelle ausgelegt, der Termin 
wird von den einzelnen Pfarreien 
des Verbandes bekannt gegeben. 
Doch warum weist man nicht be-
reits im Kirchgeldbescheid auf die 
Möglichkeit der Einsicht in den 
Haushaltsplan hin, wenn grundle-
gend bekannt ist, dass Transparenz 
die Glaubwürdigkeit immer erhöht? 
Und natürlich, das darf nicht ver-
gessen werden, bleibt der Umgang 
mit Sonderzahlungen an die Kirche 
jedem einzelnen Kirchenmitglied 
überlassen. 

 

 

Das allgemeine Kirchgeld 
(„Ortskirchensteuer“)
Beim allgemeinen Kirchgeld ist 
es den hessischen Kirchen gemäß 
Kirchensteuergesetz vom 25. Sep-
tember 1968 gestattet, zusätzlich 
zur bereits gezahlten Kirchen-
steuer eine jährliche Gebühr ihrer 
Kirchenmitglieder einzufordern. 
Diese richtet sich nach dem (tat-
sächlichen oder vermuteten) Jah-
resbruttoeinkommen und reicht 
in der Diözese Fulda von 4,- € (0,- € 
mit Kindern) bei einem Jahres-
bruttoeinkommen zwischen 7.000 
– 10.000 € bis hin zu 35,- € (30,- € 
mit Kindern) bei einem Einkom-
men ab 35.001 € jährlich. Unter 
7.000 € ist man automatisch be-
freit, ebenso wie Empfänger von 
Sozialhilfe, Jugendliche und Perso-
nen ohne eigenes Einkommen.
Den Kirchengemeinden in Hessen 
ist freigestellt, diese Gebühr zu 
erheben. Eine Weisung durch den 
Gesetzgeber gibt es nicht. In Fulda 
hält nur der Katholische Kirchen-
gemeindeverband als Zusammen-
schluss der Pfarreien die Hand auf, 
die evangelische Kirche verlangt 
dieses Kirchgeld nicht.

Das besondere Kirchgeld

Das „besondere Kirchgeld“ kann 
von der Kirchengemeinde erho-
ben werden, wenn der Kirche 
Steuereinnahmen verloren gehen, 
weil der Allein- oder Hauptver-
diener in einer klassischen Familie 
keiner Religionsgemeinschaft an-
gehört oder ausgetreten ist (Stich-
wort: glaubensverschiedene Ehe). 
In diesem Fall muss dieser keine 
Kirchensteuer zahlen und der Kir-
che entgehen hier die Beiträge des 
anderen Familienmitgliedes, das 
noch der Kirche angehört. Dieser 
Allein- oder Hauptverdiener kann 
dann über die Möglichkeit des „be-
sonderen Kirchgeldes“ doch noch 
zur Zahlung herangezogen wer-
den, sofern die örtliche Kirchen-
gemeinde einen Beschluss gefasst 
haben sollte.

Zahlen oder nicht zahlen?
Der Kirchgeldbescheid unter der Lupe - ein Bericht von Matthias Söhlke

Foto: Reschensee mit Kirchturm, wikipedia.org
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Nach beinahe 7 Jahren der Aus-
terität, der Erniedrigung und der 
Zerstörung von Hoffnungen und 
Träumen haben die Griech*innen 
am 5. Juli ihre Wahl getroffen: ein-
drucksvoll, unmissverständlich, 
einmütig. Sie haben mit ihrem OXI 
geantwortet, obwohl man sie zu 
verschrecken und einzuschüchtern 
suchte: mit einer internationalen 
Medienkampagne, dem angedroh-
ten Euro-Rauswurf, der Angst. 

Die Vergessenen und Ausgeschlos-
senen haben ihrer Angst getrotzt 
und ihrer Hoffnung, ihren eigenen 
Sorgen und ihren eigenen Gefühlen 
Ausdruck verliehen. Sie haben ge-
sagt, dass sie dieses Leben und diese 
Memoranden nicht mehr ertragen.

Der im Referendum noch einmal 
bestätigte griechische Aufbruch 
wurde mit einem Staatsstreich von 
außen beendet. Jede und jeder 
hat das gesehen und weiß es. Das 
geschah nicht aus ökonomischen, 
sondern allein aus politischen Grün-
den: Athen durfte und darf nicht 
zum Beispiel eines demokratischen 
Bruchs mit der Austerität werden, 
Athen darf kein Beispiel für Mad-
rid, Dublin, Glasgow, auch nicht für 
Rom, und Paris werden. Dass der 
politische Angriff mit der Plünde-
rung der Restbestände öffentlichen 
Eigentums durch eine jetzt in Brüs-
sel etablierte Treuhand verbunden 
werden kann, ist natürlich hoch-
willkommen: Die Partei Schäuble 
fügt die Verzweiflung von Millionen 
leichter Hand mit den Milliarden 
der Wenigen zusammen. Hauptsa-
che aber ist, dass Ruhe herrscht, wie 
1973 in Chile. Die Inhaftierung Tau-
sender kommentierte der damalige 
CDU-Generalsekretär bekanntlich 
mit den Worten: „Das Leben im Sta-
dion ist bei sonnigem Frühlingswet-
ter recht angenehm.“ Wir haben das 
nicht vergessen.

Die Schwelle ist überschritten. Was 
Merkel und Schäuble am Verhand-
lungstisch durchsetzten, wurde von 
der SPD unterstützt und bleibt von 
der europäischen Sozialdemokratie 
unwidersprochen. Ihr historischer 
Niedergang wird weitergehen. Den 
Abgang hat sie selbst besorgt, uns 
bleibt, ihn zur Kenntnis zu nehmen.
Die Schwelle ist überschritten: Zeit 
für einen Neuanfang. Spätestens 
mit dem zurück liegende Wochen-
ende sind Hunderte, ja Tausende 
aus jahrelangen Bindungen entlas-
sen worden. Orte für den Neuan-
fang gibt es viele, wo er unternom-
men wird, liegt bei denen, die mit 
ihm beginnen: Er kann auch dort 
begonnen werden, wo man sich 
noch aufhält, wo man von nun an 
in anderer Weise weitermacht, mit 
Weggefährt*innen langer Jahre, in 
Anerkennung allerdings der Tatsa-
che, dass die Schwelle überschrit-
ten wurde. Wichtig ist, dass die 
Versuche, die jede und jeder jetzt in 
dieser Lage erproben wird, letzten 
Endes zusammenfließen, sich zu ei-
nem vielstimmigen, doch gemeinsa-
men Versuch fügen. Das Gemeinsa-
me lässt sich benennen: Es geht um 
den definitiven Bruch mit dem Neo-
liberalismus, mit der marktkonfor-
men Demokratie, mit dem Ausgriff 
des hässlichen Deutschland auf den 
ganzen Kontinent. Es geht um die 
Wiederkehr des Politischen gegen 
den Amoklauf der Ökonomie.

Eine erste Bedingung des Neube-
ginns ist Öffentlichkeit. Auch der 
Niedergang der Medien hat die 
Schwelle überschritten. Deshalb 
reichen „Diskursverschiebungen“ 
nicht mehr aus, weder in der ver-
öffentlichten Meinung, noch in den 
verschiedenen Gliederungen der 
einen Partei Schäuble und des häss-
lichen Deutschland. Wir brauchen 
die Sammlung des Widerspruchs: 
gegen das Zertreten der griechi-
schen (und nicht nur der griechi-
schen) Demokratie, gegen den Er-
mächtigungserlass für Troika und 
IWF, gegen das TTIP-Abkommen, 
gegen das neue wie das alte Asylge-
setz und die Vorratsdatenspeiche-
rung, gegen das Tarifeinheitsgesetz, 
gegen die Rücknahme der Energie-
wende und gegen das Projekt, das 
alle diese Angriffe zu einem einzi-
gen Angriff zusammenfügt. In Ver-
teidigung der Demokratie, in Ver-
teidigung Europas, in Verteidigung 
der Solidarität.

Die Risse dürfen nicht zugedeckt, 
sondern müssen vergrößert wer-
den. Seinen Bruch findet jede und 
jeder selbst, wir wollen niemandem 
vorschreiben, wie er auszusehen 
hat. Aber wir brauchen jetzt einen 
neuen Raum, um von vorne an-
zufangen. Einen Gegenraum. Wir 
meinen, was wir sagen, und wir sind 
überzeugt, dass sich unser „Nein“ 
mit dem vieler anderen trifft und 
zum gemeinsamen „Ja!“ versam-
melt werden kann.

Nehmen wir uns dazu die Zeit, ab 
jetzt. Halten wir fest: Die Schwelle 
ist überschritten.

#ThisIsACoup
 
Der Vorstand des ISM  
(Institut Solidarische Moderne)

Das Institut Solidarische Moderne 
(ISM) ist ein Think Tank von Poli-
tikern der LINKEN, GRÜNEN und 
SPD.

Nähere Infos darüber finden Sie un-
ter: 
www.solidarische-moderne.de

Gyekye Tanoh vom Third World 
Network interpretierte Freihan-
del als globale Strategie, Bürge-
rinnen und Bürger zu entmachten 
– egal ob in Afrika, in Europa oder 
anderswo.

Die Nachricht, die Gyekyie Tanoh 
von der afrikanischen Sektion des 
Third World Networks den gut 40 
Interessierten im Felsenkeller am 
7. Oktober zu den von der Euro-
päischen Union forcierten EPAs 
(Economic Partnership Agree-
ments) überbrachte, war nicht gut: 
Hauptziel der beschönigend Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommen 
genannten Freihandelsverträge 
ist es, europäischen Firmen einen 
möglichst ungehinderten Zugang 
zu Rohstoffen und Märkten der 
AKP-Staaten zu verschaffen – also 
Ländern Afrikas, der Karibik und 
des pazifischen Raums, die in der 
Vergangenheit fast ausnahmslos 
Kolonien europäischer Länder wa-
ren. In dem Vortrag, der als Teil der 
von Attac Deutschland in Koope-
ration mit Brot für die Welt orga-
nisierten Stop-EPA-Tour in Fulda 
Station machte, stellte Tanoh im-
mer wieder heraus, dass die Han-
delspolitik der EU insbesondere 
gegenüber afrikanischen Ländern 
gerade nicht geeignet ist, deren 
wirtschaftliche Entwicklung zu 
fördern. Vielmehr ist sie in einer 
langen Tradition zu sehen, in der 
Europa in Afrika nach Belieben 
schaltete und waltete.

In seiner Einführung betonte Wer-
ner Raetz vom Attac Rat, dass 
die ersten Freihandelsverträge 
der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft mit Ländern des 
Südens noch davon geprägt wa-
ren, so etwas wie Schuld und Ver-
antwortung für die Kolonialzeit, 
„eine Zeit unbegrenzten Reich-
tumstransfers aus den Kolonien in 
die europäischen Länder“ anzuer-
kennen. Daher ermöglichten erste 
Abkommen wie das von Yaoundé 
1963 den beteiligten Staaten frei-
en Marktzugang zu Ländern der 
EWG, „ohne dass sie ihrerseits 
ihre Märkte für europäische Pro-
dukte öffnen mussten“. Dennoch 

enthielten die Freihandelsverträ-
ge von Beginn an einen Verselb-
ständigungsmechanismus, da je-
des Abkommen so formuliert war,

 dass weitere folgen mussten: 
„Freihandel hört nicht mehr auf.“
Wo aber bei den frühen Abkom-
men noch Entwicklungszielen zu-
mindest verbal Rechnung getra-
gen worden war, geht es für Redner 
Gyekye Tanoh bei den jetzt in der 
Ratifizierungsphase befindlichen 
EPAs um etwas ganz ähnliches wie 
beim geplanten transatlantischen 
Freihandelsabkommen zwischen 
der EU und den USA (TTIP), gegen 
das am 10. Oktober über 250 000 
Menschen in Berlin demonstrier-
ten. Gerade der Widerstand gegen 
TTIP mache sichtbar, dass auch die 
EPAs Teil eines globalen Prozesses 
sind und Bürgerinnen und Bürger 
überall erkennen müssen, dass sie 
gemeinsame Interessen haben: 
„Gegenwärtig wird die Welt durch 
Freihandel umstrukturiert, um 
transnationalen Firmen, die ihren 
Sitz meist in den wirtschaftlich 
führenden Weltregionen haben, 
mehr Kontrolle über alle Aspekte 
unseres Lebens zu geben.“

Genau wie in Europa, wo 
TTIP-Gegner schon lange kritisie-
ren, dass das geplante Freihan-
delsabkommen demokratisch 
erstrittene Rechte Lohnabhängi-
ger, Umwelt- und Sozialstandards 
sowie Verbraucherschutz unter-
minieren wird, so Tanoh, bedro-
hen die EPAs in Afrika „alles, was 
uns am Herzen liegt: Solidarität, 
Wohlfahrt, den Kampf gegen Ar-
mut und Demokratie.“ Afrikani-
sche Länder, die EPAs ratifizieren, 
dürfen ihre Rohstoffexporte nicht 
mehr mit Zoll belegen, obwohl sol-
che Zölle zu den Haupteinnahme-
quellen dieser Länder zählen. Zum 
Ausgleich bietet die EU Zahlungen 
aus einem Fonds an – aber nur im 
Tausch gegen die Bereitschaft, 
die Daseinsvorsorge für die eige-
ne Bevölkerung zu beschneiden: 
zum Beispiel Wasserversorgung 
und Elektrizität zu privatisieren, 
die Mehrwertsteuer zu erhöhen, 
die Besteuerung von informellen 

Wirtschaftssektoren durchzuset-
zen oder hohe Gebühren für Ge-
sundheitsversorgung einzuführen.
Ein konkretes Beispiel für das, was 
afrikanische Länder in Zukunft 
verstärkt zu gewärtigen haben, 
war der Skandal um den Masse-
nexport von billigen Hühnchen-
resten aus der EU in afrikanische 
Länder vom Beginn vergangenen 
Jahres, der in der Presse und im 
Fernsehen breit thematisiert 
wurde. Weil Hühnchenreste zu 
Dumpingpreisen afrikanische 
Märkte überschwemmten, wur-
den dort kleine Hühnchenzüchter, 
die preislich mit Restfleisch aus 
der industrialisierten Massen-
tierhaltung nicht mehr konkurrie-
ren konnten, ihre Produkte nicht 
mehr los. Bei einer Ratifizierung 
der EPAs werden voraussichtlich 
viele weitere Bereiche afrikani-
scher Märkte von solcher oft sub-
ventionierten Billigkonkurrenz 
überschwemmt werden – und 
noch mehr Menschen ihre Lebens-
grundlagen verlieren.

Dass die Freihandelsverträge der 
EU afrikanische Staaten sogar 
schlechter Stellen als Länder in La-
teinamerika und ihnen verwehrt, 
weiter innerhalb des sogenann-
ten Allgemeinen Präferenzsystem 
(Generalized System of Preferen-
ces) die eigene Wirtschaft schüt-
zen zu dürfen, zeigt für Tanoh 
vor allem eins: „Afrika soll weiter 
Hinterhof und Einflusssphäre der 
EU sein.“ Seit die von Deutsch-
land 2007 auf den Weg gebrachte 
Rohstoffinitiative offizielle Politik 
der EU geworden ist, ist auch in 
öffentlichen Dokumenten der EU 
ganz explizit davon die Rede, dass 
es darum geht, sich langfristig 
Zugang zu strategisch wichtigen 
Rohstoffen zu sichern und damit 
gleichzeitig den wachsenden Ein-
fluss Chinas und der USA in Afrika 
zurückzudrängen.

Kein Wunder, dass sogar der Af-
rika-Beauftragte der Bundesre-
gierung Günter Nooke kürzlich 
in der ARD EPAs mit den Worten 
kritisierte, „Man sollte mit Wirt-
schaftsverhandlungen nicht ka-
putt machen, was man auf der 
anderen Seite als Entwicklungs-
ministerium versucht aufzubau-
en.“ So war folgerichtig, dass eine 
Zuhörerin in der an Tanohs Vor-
trag anschließenden Diskussion 
kritisch nachfragte, ob sogenann-
te Entwicklungshilfe eigentlich im 
Widerspruch zur Handelspolitik 
stehe oder eher bewusst als Fei-
genblatt eingesetzt werde. Gyekye 
Tanoh sah die Lage allerdings noch 
düsterer: Auf großen Fachkon-
ferenzen der Entwicklungszu-
sammenarbeit wie der Financing 
for Development Conference im 
Juli dieses Jahres in Addis Abeba 
werde nämlich ganz offen ausge-
sprochen, dass es gar nicht primär 
darum gehe, armen Ländern den 
Aufbau der eigenen Wirtschaft 
zu ermöglichen. Vielmehr werde 
ganz offen ausgesprochen, dass 
das Ziel sei, den Unternehmen der 
sogenannten Geberländer zu er-
möglichen, einen Fuß in die Tür zu 
bekommen.

Europe will never 
be the same again
#ThisIsACoup - Ein Statement des Vorstandes des ISM

Freihandel bedroht alles, 
was uns am Herzen liegt
Ein Gastbeitrag von Amata Schneider-Ludorff

Fotomontage: AGORA 
(Ursprungsbild: Frankfurter Börse, wikipedia.org)
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Die Bar „El-Farol“ ist wohl die be-
liebteste Bar unter Mathemati-
kern. Aber nicht etwa, weil diese 
sich dort gerne kollektiv betrinken, 
nein das tun Mathematiker für ge-
wöhnlich eher selten, sondern we-
gen des nach ihr benannten „El-Fa-
rol-Bar-Problems“. 

Denn El-Farol ist in der Tat eine sehr 
beliebte Bar. Dies führt mitunter zu 
Frustrationen, da der Andrang mög-
licherweise die Verfügbarkeit an 
Plätzen übersteigt. Und hier kom-
men die Mathematiker ins Spiel. 
Denn diese haben das Problem 
untersucht, mit der Absicht, einen 
Algorithmus zu finden, der ihnen 
helfen soll, sich einen unnötigen 
Versuch, in der Bar einen Sitzplatz 
zu bekommen, zu ersparen.  So neh-
men sie also z.B. an, die Bar hätte 
150 Plätze und es gibt genau 301 
Interessenten (301 damit es keinen 
Gleichstand geben kann). Und alle 
wollen nur genau das Eine, nämlich 
zur Bar zu gehen, wenn es nicht zu 
voll ist und ansonsten zu Hause 
zu bleiben. Mathematisch abstra-
hiert formuliert man das Problem 
so: Jedes Individuum trifft in jeder 
Runde eine Entscheidung aus zwei 
Möglichkeiten - hingehen oder da-
heimbleiben.  Jedes mal, wenn das 
Individuum mit der Entscheidung in 
der Minderheit lag, erhält es einen 
Pluspunkt, denn zu der Minderheit 
zu gehören, bedeutet ja, entweder 
einen Platz zu bekommen, da die 
Bar mit weniger als 150 Menschen 
nicht voll ist, oder mit der Entschei-
dung zu Hause zu bleiben genau 
richtig zu liegen, da sich die Mehr-
heit – also zu viele Menschen für 
die verfügbaren Plätze – in der Bar 
befindet. Gehört man dagegen zur 
Mehrheit, bekommt man in der The-
orie  einen Minuspunkt. 
Kurz gesagt, man sollte immer das 
tun, was die anderen nicht machen.  
Folgt man nun dem Standpunkt 
der klassisch liberalen Wirtschafts-
theorie, die davon ausgeht, dass 
der Kunde streng rational handelt,  
kommt man schnell in ein Dilemma.  
Denn in unserem Beispiel erhalten 
alle Kunden dieselben Informati-
onen und müssten so auch alle zu 
demselben Entschluss kommen.  
Mit dem Ergebnis, dass die Bar ent-
weder immer voll oder immer kom-
plett leer ist. Also sind alle immer 
unglücklich, in unserem Beispiel 

würde sie ständig Minuspunkte er-
halten.

Das Gemeinwohl indes, ist dann am 
größten, wenn möglichst viele Men-
schen glücklich sind. (Es werden 
die meisten Pluspunkte verteilt). 
Die Preisfrage lautet nun, wie man 
dies erreicht. Findige Mathemati-
ker wollten dies herausfinden und 
haben die Entscheidungen der Indi-
viduen durch verschiedene Compu-
terprogramme simuliert. Diese Pro-
gramme laufen in etwa so ab: Jedes 
Individuum bekommt ein gewisses 
Repertoire an Strategien, die es ver-
wenden kann. Von diesen Strategi-
en wählt es jeweils die, mit welcher 
es im vergangenen Zeitraum den 
meisten Erfolg gehabt hätte (gehabt 
hat?). Der Programmierer variiert 
dabei das Gedächtnis, also die Men-
ge an Informationen, die das Indi-
viduum zur Wahl seiner Strategie 
einbeziehen kann. Denn auch die 
Strategien und Erfahrungen sind 
von Person zu Person unterschied-
lich. 

Der theoretische Physiker Andrea 
Cavagna führte genau so eine Si-
mulation durch. Jedoch ersetzte er 

die Erinnerung an die vorherigen 
Runden, also die Erfahrungen und 
Anzahl von Strategien, durch für 
alle gleichen Nonsens. Interessant 
ist nun, was dann passierte, nämlich 
gar nichts! Insgesamt blieben die 
Resultate identisch zu den Com-
putersimulationen, die bei der Ent-
scheidungsfindung der Einzelnen 
unterschiedliche Vorerfahrungen 
und Fähigkeiten heranzogen. 

Das ist sehr erstaunlich und führt 
zu weitreichenden Konsequenzen, 
wenn man diese Erkenntnisse z.B. 
auf die Börse überträgt. Dort findet 
man eine ähnliche Situation: Be-
züglich einer Aktie, eines Derivats 
oder sonst eines Produkts wählt 
der Händler zwischen zwei Optio-
nen (kaufen oder verkaufen) und er 
gewinnt, falls er zur Minderheit ge-
hört. (Falls er verkauft und zur Min-
derheit gehört kann er einen höhe-
ren Preis erzielen; wenn er kauft 
einen niedrigeren). Seiner Entschei-
dung zugrunde liegen bestimmte 
Strategien (in Form von Analyse-
programmen) und welchem Pro-
gramm er vertraut hängt von seiner 
früheren Erfahrung ab. Wie oben 
angeführt ist diese frühere Erfah-

rung jedoch vollkommen irrelevant, 
was ein neues Licht auf die Tätigkeit 
all jener wirft, die solche Entschei-
dungen treffen. Natürlich handelt 
es sich hier um ein stark vereinfach-
tes Modell und die Erkenntnisse 
sind nicht komplett übertragbar. 
Man kann sich jedoch grundsätzlich 
einmal fragen, wie viele kluge Köpfe 
man in einer Volkswirtschaft tat-
sächlich darauf verwenden sollte, 
Datensätze zu analysieren, um ver-
meintlich die beste Entscheidung zu 
treffen.

Und selbst die beste Entscheidung 
für die einen kann die schlechteste 
für die anderen sein: In den letz-
ten Jahrzehnten ist der globale Fi-
nanzmarkt auf ein Volumen ange-
wachsen, das so einige Fragen der 
Sinnhaftigkeit aufwirft. Das Institut 
der deutschen Wirtschaft in Köln 
datiert allein das Volumen des Han-
dels mit unregulierten Finanzpro-
dukten auf etwa das zehnfache des 
weltweiten Bruttoinlandsprodukts. 
Diese Entwicklung wurde vorange-
trieben zum einen durch die stetige 
Deregulierung der Finanzmärkte 
seit Mitte des 20. Jahrhunderts, 
dem scheinbar unermüdlichen Er-

findergeist zu immer neueren, kom-
plizierten Finanzprodukten und 
nicht zuletzt durch den digitalen 
Wandel, der computergesteuerte 
Transaktionen in Millisekunden-
schnelle ermöglicht und so schon 
minimale Kursschwankungen at-
traktiv für Spekulationen macht. 
Ich denke, es ist offensichtlich, dass 
eine hoch entwickelte Volkswirt-
schaft auch einen hoch entwickel-
ten Finanzsektor benötigt. Dieser 
versorgt die Realwirtschaft mit Kre-
diten und leistet so wichtigen Inno-
vationen Vorschub. Gegenwärtig 
besteht jedoch die Situation, dass 
sich ein Großteil des Finanzsektors 
komplett von der Realwirtschaft 
abgekoppelt hat. Dies ist eine Ent-
wicklung die in vielerlei Hinsicht 
volkswirtschaftlich schädlich ist. 
Erstens geht von diesen Märkten 
ein immenses Krisenpotential aus, 
wie nicht zuletzt die Finanzkrise 
von 2008 gezeigt hat. Zweitens sind 
die Geschäfte meist rein spekulati-
ver Natur, ohne dahinterstehendes 
realwirtschaftliches Interesse. Im 
Endeffekt also eine Wette auf den 
Preis eines Produkts, ohne dass sich 
jemand je für das Produkt selber in-
teressiert hätte. Das ist schädlich, 
weil hier nicht wie bei klassischen 
Finanzinvestitionen Kapital in die 
Wirtschaft fließt, sondern nur Ver-
mögen verschoben wird. Zu guter 
Letzt werden massiv volkswirt-
schaftliche Ressourcen für eine Art 
virtuelle Wertschöpfung mobili-
siert, die keinen realen Wohlstands-
gewinn erzeugt (außer für einige 
wenige, denen ermöglicht wird mit 
Geld noch mehr Geld zu verdienen). 

Man kann abschließend feststel-
len: Eine beträchtliche Anzahl von 
Mathematikern, Informatikern und 
Physikern wird von Investmentban-
ken dazu eingesetzt, Datensätze 
von Kursverläufen zu analysieren 
und Programme zu schreiben, die 
dann die vermeintlich beste Kau-
fempfehlung ausgeben, obwohl das 
Experiment oben zeigt, dass Stra-
tegie und Erfahrung für die richti-
ge Entweder-Oder-Entscheidung 
letztlich irrelevant sind. 
Eine Verschwendung kluger Köp-
fe also, die an anderer Stelle wirk-
lich etwas bewegen könnten – und 
wenn sie nur dazu beitrügen, dass 
möglichst viele Menschen einen 
Platz in ihrer Lieblingsbar finden.

Von Bars und Börsen
Ein Gastbeitrag von Fabian Hahner

Am Sonntag 29.11.2015 fand im 
KUZ Kreuz als Abschluss einer 
Deutschlandtournee mit 19 Auf-
tritten eine Aufführung des Stückes 
„Stille Macht“ statt. Den Schauspie-
lern der politischen Theatertruppe, 
die bereits im Jahr 2009 für Ihr En-
gagement mit dem Aachener Frie-
denspreis ausgezeichnet wurden, 
gelang es, das Publikum in die Welt 
des Theaters zu entführen. Die ak-
tuelle Komödie „Stille Macht“, in 
der die Macht von Lobbyisten auf 
die Politik am Beispiel des relativ 
unbekannten bilateralen Handels-
abkommens mit Indien thematisiert 
wird, bot eine komödienhafte und 
dadurch leichtere Umsetzung für 
ein ernstes Thema. 

Graue Anzüge und Kostüme in 
einem minimalistisch ausgestat-
teten Büro einer Lobbyagentur 
beherrschten das Bühnenbild. Ar-

beitsbesprechungen, Schlagab-
tausch der Argumente zur 
Vorbereitung einer Talk-Show, Te-
lefon- und Skypekonferenzen bil-
deten den Rahmen der Handlung. 
Der Dialog mit Gesprächspartnern 
aus Zentralafrika, Pakistan, Indi-
en und Kanada, die mit Hilfe von 
großformatigen Videosequenzen 
auf die Bühne gebracht wurden, 
zeigten die Motivationen und Skru-
pellosigkeit der Konzerne als Auf-
traggeber der Lobbyagentur auf. 
Die fleischlastige Ernährung und 
deren Zusammenhang mit Krebs- 
erkrankungen, Waffenexporte in 
Drittweltländer für Kindersoldaten, 
Tabakwerbung und die Verschleie-
rung von gesundheitlichen Folgen 
von Tabakkonsum, Absenkung bis-
heriger Standards im gemeinsamen 
Wirtschaftsraum wurden szenisch 
bearbeitet und dadurch aufgedeckt. 
Fazit: Allein durch engagiertes Han-

deln Einzelner oder durch den mas-
senhaften Protest der Bürgerinnen 
und Bürger ist eine Gegenkraft 
möglich, um dieser „Stillen Macht“ 
zu begegnen.

Um ein möglichst breites Publikum 
zu erreichen, wurde der Eintritt von 
der veranstaltenden attac Gruppe 
für alle Besucher kostenfrei gestal-
tet. Dieses Konzept eines solidari-
schen Eintritts wurde bereits bei 
vorangegangenen Veranstaltungen 
erfolgreich durchgeführt. Eine gro-
ße Zahl von Organisationen bilde-
ten eine Kooperation zur Deckung 
der Kosten des Abends. Neben at-
tac und dem KUZ Kreuz waren dies 
die KAB Diözesanverband Fulda, 
BUND, Katholischer Fonds, Klima-
bündnis, DGB KV Fulda, AG Arbeit 
und Leben, verdi OV Fulda+Lauter-
bach FB 08, verdi Fachbereich 09 
und der Weltladen.

„Stille Macht“
Die Berliner Compagnie war im KUZ Kreuz

„Anlegersorgen“ – Karikatur: K. Plagemann

Wirtschaft

Szenen-Foto: Berliner Compagnie
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Ólafur Elíasson denkt gerne groß. 
Der in Island geborene Künstler, 
der in Berlin und Kopenhagen lebt 
und arbeitet, sorgte schon häufig 
mit seinen raumgreifenden Ins-
tallationen für Aufsehen. An ver-
schiedenen Orten der Welt färbte 
er das Wasser großer Flüsse mit 
(ungiftigen) Farbstoffen ein, instal-
lierte einen künstlichen Wasserfall 
unter der New Yorker Brooklyn 
Bridge und vernebelt täglich zur 
Abenddämmerung die Fassade 
der Österreichischen Elektrizitäts-
wirtschafts-AG in Wien. In seinem 
Berliner Studio sind mehrere Dut-
zend Mitarbeiter mit der Umset-
zung seiner Entwürfe beschäftigt.

Auch die Initiative Little Sun, die 
Elíasson seit 2012 gemeinsam mit 
Ingenieur Frederik Ottesen vo-
rantreibt, ist nur auf den ersten 
Blick klein. Erstes Produkt der In-
itiative ist eine gelbe LED-Lampe 
aus Kunststoff in Form einer Son-
nenblume, deren Akkus mit Hilfe 
von Solarzellen auf der Rückseite 
gespeist werden – nach fünf Stun-
den Sonnenlicht leuchtet Little Sun 
entweder fünf Stunden mit ganzer 
oder zehn Stunden mit halber Kraft. 
Mit der kleinen Lampe verfolgt 
Elíasson ein großes Ziel: Bis zum 
Jahr 2020 soll sie 50 Millionen mal 
verkauft werden und Licht zu Men-
schen bringen, die noch immer ohne 
Stromversorgung leben. 300.000 
Exemplare hat Little Sun bereits 
weltweit verkauft, etwa die Hälfte 
davon in der sogenannten dritten 
Welt – dort subventionieren die 
in den Industrieländern erzielten 
Erlöse den Verkaufspreis, um die 

Solarleuchten lokal erschwinglich 
zu machen. Elíasson sieht in den 
„kleinen Sonnen“ nicht nur eine sau-
bere Alternative zu Kerosinlampen 
sowie anderen giftigen und teu-
ren Lichtquellen auf Basis fossiler 
Brennstoffe. Die Initiative sei auch 
eine Möglichkeit, mittels langfris-
tiger Vertriebspartnerschaften vor 
Ort Arbeitsplätze zu schaffen und 
lokale Gewinne zu erwirtschaften. 
Das zweite Produkt, Little Sun Char-
ge, ergänzt jetzt die mit Solarzellen 
und Akkus betriebene LED-Leuchte 
mit einer Ladefunktion für Handys 
und Smartphones. Anfang Septem-
ber 2015 initiierte Elíasson eine 
Crowdfunding-Kampagne über die 
Plattform Kickstarter, um 50.000 
Euro für den Produktionsstart zu 
sammeln. Innerhalb kurzer Zeit 
machten 2.080 Unterstützer mit 
265.448 Euro die Verwirklichung 
des Projekts möglich, seit dem 7. 
Oktober ist das netzunabhängi-
ge Ladegerät erhältlich. Auch die 
Einnahmen aus dem Verkauf des 
Little Sun Charge sollen junge Un-
ternehmer vor allem in Afrika un-
terstützen, die mit dem Verkauf der 
Little-Sun-Produkte ihren Lebens-
unterhalt aufbessern und nachhalti-
ge Energie in Regionen ohne Strom 
bringen. Die Initiatoren sind sicher, 
dass Little Sun Charge dort den All-
tag fühlbar verändern kann; gerade 
für Menschen in ländlichen Regio-
nen seien Handys für die Kommuni-
kation unersetzlich. Elíasson: „Little 
Sun Charge lädt dein Handy mit der 
Sonne – powert dich und verbindet 
dich. Und wenn wir verbunden sind, 
können wir gemeinsam etwas be-
wegen.“

Mit kleinen Sonnen zum großen Ziel
Der Künstler Ólafur Elíasson will saubere und günstige Energie in Weltregionen ohne konstante Stromversorgung bringen – Ein Gastbeitrag von Petra Hannen

Für die Energiewende sind nicht nur große Erneuerbare-Energien-Kraftwerke entscheidend, son-
dern auch vielfältige, auf den ersten Blick kleine oder auch verrückt anmutende Initiativen und 
Ideen. 
Gerade Solarzellen sind inzwischen billig und omnipräsent – auf Fahr- und Flugzeugen, Kunstins-
tallationen und Sportstätten, Gadgets und Medizintechnik. 

35 weitere Anwendungen stellt die Journalistin Petra Hannen in ihrem E-Book „Ich sag WAU zur 
PV – Geschichten von Sonne und Strom“ vor, das in verschiedenen Formaten bei den meisten 
E-Book-Anbietern erhältlich ist.
Im Internet:      www.littlesun.com       www.olafureliasson.net

Foto: Michael Tsegaye © 2012 Little Sun

Vom 30.November bis zum 11. 
Dezember verhandelt die Staaten-
gemeinschaft in Paris über ein ver-
bindliches Klimaschutzabkommen. 
Einen Beitrag zum Klimaschutz 
können Verbraucher aber auch je-
der Zeit in ihrem Alltag leisten. Die 
Agentur für Erneuerbare Energien 
nennt die sieben wichtigsten Mit-
tel und Wege, um das eigene Kli-
makonto zu entlasten.

1. Eigenen Verbrauch kennen
Die privaten Haushalte in Deutsch-
land verbrauchten im Jahr 2013 
rund 723 Milliarden Kilowatt-
stunden (Mrd. kWh) Energie. Das 
entsprach einem Anteil von 28 
Prozent am gesamten Endenergie-
verbrauch. Die privaten Haushalte 
benötigten dabei 69 Prozent der 
Energie für die Heizung, 15 Prozent 
für Warmwasser, sechs Prozent fürs 
Kochen, vier Prozent für Kühl- und 
Kälteanwendungen, vier Prozent 
für Informations- und Kommuni-
kationstechnologien, zwei Prozent 
für die Beleuchtung sowie weniger 
als ein Prozent für sonstige Elekt-
rogeräte. „Wer seinen Wärme- und 
Stromverbrauch kennt, kann nach-
vollziehen, welchen Einfluss neue 
Geräte oder Verhaltensänderungen
auf den eigenen Verbrauch haben“, 
erklärt Philipp Vohrer, Geschäfts-
führer der Agentur für Erneuerbare 
Energien. „Das ist der erste, ganz 
wesentliche Schritt zum Energie-
sparen.“ 

Hinweis: Mit dem Online- „Ener-
giesparkonto“ von co2online kön-
nen Verbraucher ihren Energiever-
brauch im Blick behalten:
www.energiesparkonto.de

2. Wärmebedarf senken
Rund 40 Prozent des Energie-
verbrauchs entfallen auf den Ge-
bäudebereich. Das Ziel der Bun-
desregierung, bis 2050 einen 
„klimaneutralen Gebäudebestand” 
zu erreichen, gelingt nur mit ener-
getischen Sanierungen bzw. Mo-
dernisierungen. Je nach Haustyp 
und Geldbeutel sieht der Sanie-
rungsfahrplan für jedes Haus an-
ders aus. Dafür stehen zahlreiche 
Finanzierungsprogramme von 
Bund, Ländern und Kommunen zur 
Verfügung. Hilfe bei der Planung 
der Energiewende in den eigenen 
vier Wänden gibt ein zertifizier-
ter Energieberater. Hinweis: Einen 
Energieberater in ihre Nähe finden 
Verbraucher über das Deutsche 
Energieberater-Netzwerk: http://
den-ev.de .

3. Alte Ölheizung gegen Erneuer-
bare-Energien-Heizung tauschen
Rund 70 Prozent der 20,7 Millionen 
Heizungen, die deutsche Wohnun-
gen und Häuser mit Wärme versor-
gen, entsprechen nicht mehr dem 
Stand der Technik. Die benötigte 
Wärme wird dabei weitgehend aus 
fossilen Brennstoffen gewonnen. 
Mit dem Umstieg auf eine Heizung 
auf Basis Erneuerbarer Energien 
bringen Verbraucher die Energie-
wende im Heizungskeller voran. 
Verschiedene Erneuerbaren-Tech-
nologien stehen für den Umstieg 
auf eine saubere Wärmeversorgung 
zur Verfügung: Solarthermie, Holz-
brennstoffe, Erd- und Umweltwär-
me, Wärmepumpen und Biogas. Seit 
1. April 2015 fördert das Bundes-
wirtschaftsministerium den Wech-
sel mit verbesserten Konditionen 

im Marktanreizprogramm (MAP). 
Einen Überblick über das Marktan-
reizprogramm liefert das Bundes-
wirtschaftsministerium:
Short-Link:    http://goo.gl/QWxRCz

4. Zum Ökoenergieanbieter wech-
seln
Wer es noch nicht getan hat, sollte 
zu einem zertifizierten Ökostro-
manbieter wechseln. Die Wahl soll-
te auf einen Anbieter fallen, der sich 
zu Investitionen in regenerative 
Energien und zur Modernisierung 
des eigenen Erneuerbare-Energi-
en-Anlagenparks verpflichtet. In 
Deutschland erkennen Verbraucher
solche Anbieter zum Beispiel am 
OK-Power-Label und dem Grü-
ner-Strom-Label. Beide Kennzei-
chen werden von Umwelt- und 
Naturschutzorganisationen sowie 
Verbraucherzentralen getragen. 
Mieter von Wohnungen haben 
meist keinen Einfluss darauf, welche 
Heizungsanlage der Wohnungsbe-
sitzer einsetzt. Wird die Wohnung 
allerdings mit einer Gasetagenhei-
zung geheizt, können Mieter den 
Gaslieferanten auswählen. Aus 
Sicht des Klimaschutzes macht es 
Sinn, hier auf einen Öko-Gasanbie-
ter zu setzen.

5. In Erneuerbare Energien inves-
tieren
Wer eine Energieerzeugungsan-
lage etwa auf Basis regenerativer 
Quellen errichtet, nimmt die Ener-
giewende selbst in die Hand. Wol-
len Verbraucher Ökostrom produ-
zieren, ohne selbst eine Anlage zu 
bauen, besteht die Möglichkeit, eine 
Anlage zu pachten oder eine geeig-
nete Fläche zu verpachten.

Für einen bestimmten Grundpreis 
nutzen Haushalte auf diese Wei-
se zumBeispiel den Sonnenstrom 
von eigenem Dach, vermeiden je-
doch die Anschaffungskosten und 
müssen sich nicht mit Installation 
und Betriebsführung beschäftigen. 
Auch andere Investitionen in Erneu-
erbare Energien sind möglich, so 
z.B. in Bürgerenergieanlagen. Das 
sind meist Windräder, Solar- oder 
Biogasanlagen, die von einer Ge-
meinschaft von Bürgern betrieben 
werden. Mehr Informationen über 
das Thema Bürgerenergie nach dem 
Short-Link:       http://goo.gl/RhUzF7

6. Eigenverbrauch erhöhen
Wer eine eigene oder gepachtete 
Photovoltaikanlage besitzt, kann 
durch den Einsatz eines Batterie-
speichers den Anteil des selbst ge-
nutzten Stroms deutlich erhöhen. 
Batteriespeicher machen es mög-
lich, den mittags erzeugten Strom 
für die Zeiten mit höherem Eigen-
verbrauch in den Abendstunden 
und am Morgen zu verlagern. Die 
bundeseigene KfW-Bank fördert 
die Installation einer Photovol-
taik-Anlage und eines Batterie-
speichers mit einem zinsgünstigen 
Darlehen. Zusätzlich werden bis zu 
30 Prozent der Anschaffungskosten 
als Tilgungszuschuss übernommen. 
Auch nachträglich eingebaute Spei-
cher werden gefördert, allerdings 
darf die zugehörige Photovoltaik-
Anlage nicht vor dem 1.1.2013 in 
Betrieb gegangen sein. Das Förder-
programm läuft allerdings nur noch 
bis Ende 2015. Mehr Informationen 
zur KfW-Förderung für Batterie-
speicher unter: 
Short-Link:     http://goo.gl/DFZDAc

7. Klimafreundlicher mobil sein
80 Prozent aller Kohlendio-
xid-Emissionen (CO2) des Ver-
kehrssektors werden auf der Straße 
emittiert. Personenkraftfahrzeu-
ge (Pkw) und Motorräder verur-
sachten 2010 rund 128 Millionen 
Tonnen CO2, Lastkraftwagen 51 
Millionen Tonnen CO2. Der Schie-
nenverkehr machte vier Prozent 
der CO2 -Emissionen des Verkehrs 
aus. Für die 550 Kilometer lange 
Strecke von Berlin nach Frankfurt/
Main bedeutet das: Legt eine Per-
son die Strecke mit dem Flugzeug
zurück, werden 126 kg Treibhaus-
gase ausgestoßen. Nutzt eine 
Person für die Strecke das Auto, 
werden 78 Kilogramm CO2 verur-
sacht. Die Zugfahrt einer Person 
von Berlin nach Frankfurt/Main 
emittiert 25 Kilogramm CO2. Ver-
braucher, die ihre Verkehrswege 
klimafreundlicher gestalten wollen, 
sollten die besonders treibhausga-
sintensiven Flugreisen möglichst 
vermeiden und stärker auf öffent-
liche Verkehrsmittel setzen. Wer 
auf den Pkw angewiesen ist, kann 
Carsharing betreiben, Elektrofahr-
zeuge nutzen oder Pkw fahren, die 
komplett oder nahezu vollständig 
mit Biokraftstoffen betankt wer-
den können. Bei E-Fahrzeugen ist 
darauf zu achten, dass der Strom 
aus Erneuerbaren Energien stammt 
– eine Fahrt mit dem durchschnitt-
lichen deutschen Strommix bringt 
trotz Elektroantrieb noch keinen 
Klimaschutzgewinn.

Pressemitteilung der AGENTUR FÜR 
ERNEUERBARE ENERGIEN vom 
24.11.2015

Sieben Wege, um das eigene Klimakonto zu entlasten

Umwelt & Energie
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Im Sommer berichtete die Agora 
über Griechenland und die Hilfs-
aktion „Wir-helfen-Hellas.de“. Was 
ist seitdem geschehen?

Griechenland ist inzwischen aus 
dem Focus der deutschen Medien 
nahezu vollständig verschwunden. 
Journalistisch gibt es offensichtlich 
nichts zu holen im Moment. Nach 
der vernichteten Kampagne - nahe-
zu unisono von der gesamten deut-
schen Medienlandschaft von der 
Bildzeitung bis zu Günther Jauch 
geführt -, in der das Land in Grund 
und Boden geschrieben worden 
ist, ist jetzt Ruhe eingekehrt. Zwar 
gibt es inzwischen einzelne selbst-
kritischen Stimmen, die zugeben, 
dass es nicht rechtens war, wie vor-
gegangen wurde, aber das Kind ist 
in den Brunnen gefallen und nicht 
mehr zu retten. Immerhin, das Ziel 
ist erreicht: Varoufakis ist zurückge-
treten, Tsipras hat unterschrieben, 
die Banken sind gerettet, Deutsch-
land hat gut verdient, Griechenlan-
durlaube werden billiger und die 
„linken Revoluzzer“ in Griechenland 
haben resigniert… Bravo Europa!

Warum hat Tsipras nach dem Refe-
rendum die Vorgaben der Instituti-
onen unterschrieben? Eine schlüs-
sige Erklärung ist mir dafür nicht 
bekannt. Es gibt Stimmen, die sa-
gen, seine Familie sei bedroht wor-
den, andere berichten von einem 
Zusammenbruch. Ich weiß es nicht. 
Ich weiß nur, dass die Situation im 
Lande sich täglich verschlimmert. Es 
werden viele neue Steuern geschaf-
fen und auch die Mehrwertsteuer 
ist bis auf 26 % für einzelne Produk-
te erhöht worden. Die Menschen 
haben das Vertrauen in die Banken 
völlig verloren, was sich u.a. daran 
zeigt, dass kaum jemand mehr Geld 
einzahlt. Denn er weiß ja nicht, ob 
er es jemals wieder abheben kann. 
Also behält man derzeit alle Einnah-
men zuhause unter dem Kopfkissen. 
Das führt u.a. dazu, dass die Einbrü-
che zunehmen. Der 50 Milliarden 
Sicherheitsfond der Institutionen 
wird derzeit mit dem griechischen 
Tafelsilber gefüllt: die 16 profitab-
len Flughafen im Land werden an 
die Fraport gehen, Naturschutzge-
biete werden aufgelöst und können 
endlich bebaut werden, alles was 
Profit bringt, geht in fremde Hände. 
So u.a. auch die riesige Goldmine in 
Griechenlands Norden, die bereits 
von den Vorgängerregierungen für 
nur 11 Millionen verkauft wurde 
und jetzt der kanadischen Eldorado 
Gold gehört. Geschätzter Ertrag: 
Gold im Wert von 11 Milliarden $. 

(Der Betrieb ruht im Moment, denn 
es gibt Klagen wegen Korruption 
vor dem Europäischen Gerichts-
hof.) Auch der Hafen Piräus ist in-
zwischen an die Chinesen verkauft. 
Weiteres Tafelsilber wird gesucht. 
Bravo Europa! 

Der Ramsch bleibt bei den Grie-
chen! Sollen sie doch ihre Pleite 
selbst verwalten! Diese faulen Sä-
cke! Wer nicht hören will, muss 
fühlen! Das ist gute deutsche Erzie-
hungsmethode. Jawoll! 
Und, jetzt müsste es doch aufwärts 
gehen, Herr Schäuble? Tut es aber 
nicht. Dumm gelaufen, die Auste-
ritätstheorien funktionieren in der 
Praxis leider nicht. Man kann sich 
nämlich auch in den Hungertod 
sparen, Frau Merkel. Nachdem Ge-
hälter und Renten drastisch gekürzt 
wurden, die Arbeitslosigkeit bei 35 
% liegt, ein großer Teil der Bevölke-
rung keine Sozialleistungen mehr 
bekommt und keine Krankenver-
sicherung mehr hat, wer soll dann 
noch etwas kaufen? Die Reichen? 
Die sind längst weg und kaufen auf 
der Kö, in Berlin, London und New 
York. In Griechenland schließen 
jetzt sogar Filialen von McDonalds 
und H&M, da ist wirklich nichts 
mehr zu holen. 

Athen stirbt einen langsamen Tod…

4-5 Millionen Menschen wohnen in 
Athen und Piräus, fast die Hälfte der 
griechischen Bevölkerung. Es gibt 
kaum Hochhäuser, Athen braucht 
viel Fläche… Fährt man mit der 
Tram vom Syntagma-Platz in Rich-
tung Voula und Sounion, scheint al-
les normal, aber nur auf den ersten 
Blick. Und dann sieht man immer 
mehr leerstehende Läden, geschlos-
sene Geschäfte, viele Schilder mit 
der Aufschrift „zu vermieten“, „zu 
verkaufen“, man sieht sehr viel Re-
novierungsbedarf an den Häusern, 
Müll, man sieht Autos ohne Num-
mernschilder, unangemeldete Mo-
torräder…. und zwischendrin immer 
wieder Menschen in verwahrlos-
tem Zustand, Frauen im schmutzi-
gen Unterrock, Männer mit langen 
Bärten und zerzaustem Haar, de-
nen schlicht das Geld für den Frisör 
fehlt. Man sieht kranke Menschen, 
Gebrechliche, Menschen, die jede 
Hoffnung auf ein lebenswertes Le-
ben verloren haben. Dr. Giannaros 
vom Elpis-Krankenhaus hat es so 
formuliert: „Wenn man in Deutsch-
land einen Hund in einem solchen 
Zustand fände, würden viele Men-
schen den Tierschutz rufen… hier 
sterben sie. …. Wir behandeln sie. 

Wir behandeln jeden, ob schwarz, 
oder weiß, Flüchtling oder Grieche, 
mit oder ohne Krankenversiche-
rung…“ 
Selbst auf dem Syntagma-Platz, in 
dessen Umgebung früher viele Ca-
fés und Restaurants und gute Hotels 
gelegen waren, ist nicht mehr viel 
los. Auch hier viele Bettler und ver-
wahrloste Menschen, dazwischen 
auch einige Touristen, vor allem Ju-
gendliche aus aller Herren Länder. 
Ihr größter Spaß: ein Selfie vor dem 
Parlament. Die Cafés sind verwaist, 
obwohl es Wochenende ist. Da, wo 
früher an solchen Tagen kein Platz 
zu ergattern war, ist heute gähnen-
de Leere. Springbrunnen sind ab-
gestellt, Grünanlagen ungepflegt, 
Fenster der Häuser nicht geputzt, 
vieles verfällt und verdreckt. Und 
dann die Tauben, die exponentiell 
zugenommen haben. Massenhaft 
Tauben, die jetzt ihren Dreck hier 
lassen. Aber auch die Tauben sehen 
schlecht aus, zerzaustes Gefieder, 
krank… Und zwischendrin wieder 
die Bettler und Gebrechlichen. Da 
macht es wenig Freude, sich nie-
derzulassen und einen teuren Eis-
becher zu bestellen. Es gibt wenig 
Hoffnung, dass die Läden, die noch 
in Betrieb sind, überleben werden… 
Und das war einst ein Vorzeigevier-
tel der Stadt. Trotzig steht das Hotel 
Grande Bretagne auf der linken Sei-
te, der Portier in Uniform hat nichts 
zu tun. Auch hier scheinen die Gäste 
auszubleiben…

Ich bummele über die Panepistimi-
ou, die Universitätsstraße hinunter 
Richtung Omonia-Platz. Bettler lie-
gen auf der Straße. Überall Schäden 
von den Demonstrationen der ver-
gangenen Monate. Wie war das al-
les proper 2004, im Jahr der Olym-
piade, als Athen den Höhepunkt der 
Stadtentwicklung erreicht hatte: 
alles mit Krediten der Banken, die 
jetzt die Rückzahlung fordern. Ich 
gehe weiter Richtung Omonia. In 
der Umgebung auch hier nur Ver-
fall. Früher gab es in dieser Gegend 
teure Geschäfte, reiche Griechen 
kauften hier ein. Viele Läden sind 
bereits geschlossen, anderen steht 
dieses Schicksal unmittelbar bevor. 
Überall Anzeigen: Schlussverkauf 
- wir schließen. Und immer wieder 
verzweifelte Menschen, viele Alte, 
aber auch Kinder… Der Hunger 
wird hier sichtbar, bei den Men-
schen. Ich kaufe bei einem Bäcker 
Käsetaschen, verteile sie und etwas 
Geld an die bettelnden Menschen, 
die mir begegnen. Ist das Europa? 
Nein, mein Europa ist das nicht. Für 
dieses Europa schäme ich mich.  (le-

sen sie mehr auf der Internetseite 
von wir-helfen-hellas.de)

Bericht über die Spendenaktion

Mit großer Dankbarkeit können wir 
berichten, dass unsere Hilfsaktion 
inzwischen fast 30.000 € an Geld- 
und Sachspenden erhalten hat. Ein 
großer Teil davon wurde inzwischen 
weitergegeben an 

- das Krankenhaus Elpis in Athen, 
- an die Kinderhilfsorganisation 
„Chamogelo tou pediou“ - „The 
smile of the child“. 
- und an die Unterstützung von 
Flüchtlingen auf Lesbos.

„The smile of the child“

Die nichtstaatliche Organisation 
(NGO) „The smile of the child“ be-
treibt seit 20 Jahren in ganz Grie-
chenland ein Hilfsnetz für Kinder 
- vor 20 Jahren gegründet von dem 
krebskranken zehnjährigen Jungen 
Andreas. Ich besuche ein Kinder-
heim in Athen, betrieben von „The 
smile of the child“ , wo Kinder auf-
wachsen, die nicht in ihrer Fami-
lie bleiben konnten. Hier arbeiten 
Sozialarbeiter, Psychologen, Kin-
derkrankenschwestern und Lehrer 
Hand in Hand. Die Kinder in den 14 
Häusern, die über das ganze Land 
verteilt sind, sind im Alter von weni-
gen Monaten bis zu 18 Jahren, über-
wiegend allerdings zwischen vier 
und zehn Jahren. Seit ein paar Tagen 
ist auch ein holländisches Mädchen 
dabei. Vier Jahre alt und irgendwie 
gestrandet in Athen, und von den 
Behörden hier im Haus abgegeben. 
Die Situation ist schwierig, nur eine 
Mitarbeiterin spricht etwas hollän-
disch. Aber das Kind scheint mir 
trotzdem gut aufgehoben, bis man 
vielleicht eine bessere Perspektive 
findet. Kontakte zu niederländi-
schen Behörden sind aufgenom-
men, um das weitere Vorgehen zu 
klären. Ich spreche das kleine Mäd-
chen in seiner Muttersprache an, - 
es strahlt und zeigt mir freudig sein 
Zimmer. Drei Bettchen stehen ne-
beneinander, im Nachbarbett liegt 
ein farbiger Junge und macht Mit-
tagsschlaf. Sie kennt seinen Namen. 
Ein Flüchtlingskind, auch irgendwie 
gestrandet in Athen, sagt mir die 
Managerin, Frau Thodou.   Obwohl 
sie nicht direkt in diesem Haus ar-
beitet, kennt sie alle Kinder beim 
Namen, kennt ihre Geschichten… 
Man spürt und sieht sofort, dass die 
Kinder sich hier wohl fühlen, dass 
sie gut aufgehoben sind. Es ist viel 

Lachen und Freude im Haus. Bei vie-
lem muss improvisiert werden, die 
gesamte Einrichtung ist gespendet, 
nichts passt wirklich zusammen. 
Na und… Es gibt ausreichend Spiel-
sachen und Kleidung im Haus. In 
einem Zimmer am Eingang stehen 
annähernd dreißig Plastiktüten mit 
alle möglichen Dingen darin. Frau 
Thodou erzählt, dass dies Spenden 
der letzten Tage seien, abgegeben 
von Menschen aus der Umgebung, 
die die Organisation unterstüt-
zen. An Spielsachen und Kleidung 
herrscht kein Mangel. „The smile of 
the child“ hat einen exzellenten Ruf 
im Land. 
Aber man braucht anderes: vor al-
lem Benzin für die Rettungsfahr-
zeuge, eine neue Spülmaschine 
einen neuen Herd und vieles mehr. 
Was mich bei unserem Rundgang 
am meisten beeindruckt, ist das Lä-
cheln der Kinder: Sie sind fröhlich, 
sie springen herum, sie kommen auf 
mich zu und befragen mich, erzäh-
len mir, zeigen mir Ihre Bilderbü-
cher und Spielsachen. Die ganze At-
mosphäre zeigt und strahlt aus: Hier 
stimmt es, hier ist es herzlich. Ich 
bin sehr berührt und beeindruckt, 
hier ist so etwas wie Familie… Ich 
habe schon früher bei internatio-
nalen Jugendbegegnungen griechi-
sche Sozialarbeiter kennengelernt 
und war stets beeindruckt von dem 
herzlichen Einsatz der Mitarbeiter: 
die Kinder sind eng bei ihren Be-
treuern. Es gibt viel Körperkontakt, 
sie werden in den Arm genommen, 
sie sind willkommen. Wie schön!
Die meisten Kinder sind hier auf 
Behördenanordnung hier, viele ha-
ben Missbrauch erfahren und/oder 
stammen aus zerrütteten Familien. 
Die Not hat stark zugenommen in 
der letzten Zeit, in vielen Familien, 
die unter dem Existenzminimum 
leben müssen, nehmen die sozialen 
Spannungen und Probleme derzeit 
dramatisch zu. Und die Kinder sind 
die Schwächsten und am stärksten 
betroffen.
„Wir-helfen-Hellas.de“ hat „The 
smile of the child“ mit 7000 € un-
terstützt. Das Geld ist in einer Art 
Treuhanddepot hinterlegt und wird 
in enger Absprache mit Dr. Hau-
tumm ausgegeben. 

Weiterführende Links:

www.Thesmileofthechild.com
www.hamogelo.gr
www.victorproject.eu
www.antibullying.eu
www.Wir-helfen-Hellas.de

Was ist los in Griechenland?
Ein Gastbeitrag von Dr. Wolfgang Hautumm

Aus aller Welt

Screenshot: www.Wir-helfen-Hellas.de



AGORA   Ausgabe 714 Die letzte Seite

Die AGORA war im antiken Griechenland der zentrale Fest-, Ver-
sammlungs- und Marktplatz einer Stadt. Für das demokratische 
Zusammenleben in einer Gemeinschaft kam ihr eine herausragende 
Rolle zu.  Der Marktplatz galt als Merkmal einer selbstständigen Stadt. 

Die  AGORA  Fulda als unabhängige Zeitung von Bürgern für Bürger ist 
ein Marktplatz der Ideen für kreative Kritik und Auseinandersetzung 
mit regionalen und gesamtgesellschaftlichen Themen. Wir wollen die 
Fuldaer Medienlandschaft erweitern und zur freien Meinungsbildung 
beitragen.

Wir arbeiten ohne Entgelt, sind werbefrei, unsere Auflage wird kosten-
los verteilt. Daher sind wir auf Spenden zur Finanzierung der Druck-
kosten angewiesen. Bauen Sie mit uns am Marktplatz der Demokratie 
und seien Sie dabei mit einem Pflasterstein-Soli-Abo!

 

 Abobestellung

             Ja, ich baue an der AGORA  Fulda mit! Ich fördere die Zeitung
                               einmalig              jährlich bis auf Widerruf mit 

                               20,- €                        ______ €

             und erhalte einen Pflasterstein als Geschenk.

             Hiermit ermächtige ich den Förderverein für Kultur, Ökologie
             und Kommunikation e.V. für die  AGORA  Fulda widerruflich den
             o.g. Betrag zu Lasten meines Kontos
             IBAN ______________________________________________________________
             durch Lastschrift einzuziehen.
            
             Ich werde andersweitig politisch aktiv und nehme nur den Stein.

              ____________________________________________________________________ 

              ____________________________________________________________________
              Datum, Unterschrift (Bitte unbedingt vollen Namen und Adresse angeben.)
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E-Mail: redaktion@agora-fulda.de
Internet: www.agora-fulda.de       
Facebook: www.facebook.com/AGORAFD

Auf unserer Homepage finden Sie die komplette Ausgabe zum Download.

Teilen Sie uns mit Ihren Freunden und laden diese zu uns ein.

Die Redaktion übernimmt keine Haftung für unverlangt eingesandte Manuskripte, Fotos 
oder andere Zusendungen. Namentlich genannte Beiträge spiegeln nicht unbedingt die 
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agora 
Fulda

Zeitung für Meinungsvielfalt, 
kreative Kritik und Satire

In dieser Zeitung könnte auch Ihr Artikel stehen.
Schreiben Sie uns. Sprechen Sie uns an.

Wir sind gespannt.

Liebe Leser,
wir freuen uns über jeden Leserbrief, der uns erreicht. Nun wissen wir auch, dass im hektischen Alltag 
manchmal auch die Zeit für ein paar nette oder anderweitig gemeinte Zeilen fehlt. Aber auch dafür 
gibt es eine Lösung: unseren Leserbriefgenerator. Einfach ausschneiden, ankreuzen und ab damit:

Liebe Agora-Redaktion,

Ihre letzte Ausgabe 

[ ] habe ich mit großem Interesse gelesen und bin begeistert.

[ ] habe ich nicht gelesen, weil ich jetzt schon weiß, dass mir Ihre Zeitung nicht gefällt.

[ ] fasse ich mit der Kneifzange nicht an,  weil mich mehr als eine gedruckte Zeitung in Fulda nervös 
macht.

[ ] ist hoffentlich auch Ihre letzte Ausgabe. Ich lasse mir doch meine geBILDetete Meinung von Ihnen 
nicht kaputt machen!

Folgendes möchte ich zur letzten Ausgabe anmerken

[ ] Ihre Einfälle und Themenwahl sind genial – genau das braucht Fulda.

[ ] Mir fehlen ganzseitige Anzeigen von Autohäusern. Ich habe aus lauter Verzweiflung die Artikel 
gelesen. 

[ ] Ich habe mich doch getraut mit der Kneifzange umzublättern und jetzt verspüre ich den Drang 
Öko-Strom zu beziehen und nur noch Bio-Lebensmittel zu essen. Ist das normal?

Gerne möchte ich

[ ] Sie unterstützen und gebe dafür mein letztes Hemd – das hat eh zwei Löcher …

[ ] Sie unterstützen und kann dafür zwei bis drei feuchte Händedrücke anbieten.

[ ] Sie regelmäßig mit einem freiwilligen Abo unterstützen. Dann gebe ich mein Geld endlich mal sinn-
voll aus.

[ ] dieses Kästchen ankreuzen, aber ich kann meinen Kugelschreiber nirgends finden – verdammt! 

[ ] Mitglied der Windkraft-Mafia werden. Wissen Sie, wie ich aus dem Kohlestrom-Kartell aussteigen 
kann?

Aber sagen Sie mal ehrlich,

[ ] woher nehmen Sie den Mut auch unbequeme Themen anzugehen?

[ ] Sie bereichern unsere Region ungemein – sicherlich fördert die Stadt Fulda Ihre Arbeit wo sie nur 
kann, oder?

[ ] wurden Ihre Redakteure schon so genial geboren? Wenn ja, hätte ich gerne ein paar Kinder von 
Ihnen. Nächsten Samstag hätte ich Zeit …

[ ] wann kann ich meine Wohnung im Löhertor beziehen? Ich stehe mit meinen Umzugskartons seit 
drei Tagen vor der Tür und muss dringend Pipi.

[ ] haben Sie keine anderen Hobbys?

Am besten wäre es

[ ] Agora würde monatlich erscheinen.

[ ] Sie würden noch mehr Leser erreichen und deswegen verteile ich gerne ein paar Ausgaben.

[ ] Sie drucken auch meine Artikel ab. Anbei mein 120-seitiger Bericht über die Langatmigkeit des 
Seins in Schriftgröße 5.

[ ] mit freundlichen Grüßen

[ ] Sie können mich mal.

[ ] Hey, ich habe meinen Kugelschreiber wieder gefunden!

Statement zum Schluss:

Unsere Kreuzzügler waren auch keine Gläubigen. Solange es Menschen 
gibt, gibt es diesen Gottesmißbrauch. Diesmal ist er besonders barba-
risch. Bei barbarisch fällt mir ein: ich habe den IS jetzt umgetauft, so wie 
der Islamwissenschaftler Husamuddin Martin Meyer es in seinem Vor-
trag vorletzte Woche getan hat, in „Satanischer Staat“! Da wären wir 
dann bei der Abkürzung SS und bei unserer barbarischen Geschichte und 
damit bei unseren neuen Naziidioten und und und. Solange nicht darüber 
gesprochen wird, wer die SS immer wieder mit Waffen versorgt, und das  
wird nie erwähnt, kann ich dieses ganze Solidaritäts-und Mittrauerge-
quatsche unserer Politiker nicht mehr ertragen!

E. Rammler


